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1. Verwaltung im Allgemeinen.

n. Beamte.

Landvögte.

1585. Zürich. Hans Konrad Escher.

1587. Lucern. Beat Jakob Feer.

1589. Uri. Christof Jmhof.

Bernhard von Mentlcn.

Philipp von Mentlcn (des obigen Sohn).

1591. Schwyz. Ulrich Holdener.

159Z. Untern? alden. Balthasar Rohrer.

Melchior von Flüe.

1595. Zug. Kaspar Heinrich.

1597. Glarus. Melchior Marti.

1599. Bern Anton von Erlach.

1691. Zürich. Anton Klauser.

1693. Lucern. Heinrich Pfyffer.

1695. Uri. Matthias Grüninger.
, 181
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1607. Schwyz. Heinrich Neding.

1609. U n t e r w a l d e n.
Johann Jmfeld.

1611. Zug. Leonhard Vossart.

1613. Glarus. Melchior Marti.

1615. Bern. Kaspar Grafenried.

1617. Zürich. Johann Heinrich Schneeberger.

Hans Konrad Escher.

Landschreiber.

1604, 27. Juni i

1600, 3. Juli ^
1609, 14. December > Hans Nndolf Sonnenberg von Lucern.

1611 ^
1613, 1. Juli /

1614, 3. September Hans Melchior Büeler von Schwyz.

Art. 1. (1590). Wegen stattgefnndenenUmtrieben in Betreff des Statthalteramts und der Bogtei Bade"
wird an Uri eine ernste Ermahnung erlassen. (S. Absch. 129. i.). — 2. (1591). Der neue Landvogt, Ulrich
Holdener von Schwhz, legt Bescheinigungvor, daß er seine Ernennung weder durch Umtriebe erlangt noch
durch Miet und Gaben erkauft habe. (S. Absch. 178. r.). — 3. (1592). Die Verantwortung des Landvog^
gegen die Anschuldigung,als habe er die Unterthanen Basels zum Ungehorsam angereizt, wird genehm
halten. Absch. 195. Ii. — 4. (1594). Das Gesuch des Landammann Walther Jnihof von Uri, der für seine"
Bruder, Landvogt Christof Jmhof, für ein Jahr Rechnung gegeben und noch eine Exstanz von 503 Pfd. 1 Sch^
zu Händen der Erben desselben reclamirt hat, wird in den Abschied genommen.Absch. 202. dd. — 5. (1596)'
Da der auf Johanni bestimmte Aufritt des neuen Landvogts mit der Zurzacher Messe zusammenfallt, ^
welcher derselbe mit seinen Amtleuten auch zugegen sein sollte, so wird der Aufritt ans Sonntag nach St. Peter
Paulstag (2. Juli) angesezt. Absch. 277. m. — 6. (1595). Dem erneuerten Gesuch des Walther Jmhof um 25^
abfolgung der 500 Pfd. zu Händen seiner Vogtkinder wird entsprochen und der Landvogt,beauftragt, ^
Schuld einzuziehen und zu verrechnen. Absch. 283. n. — ?. (1597). Glarus wird aufgefordert,anstatt ^
nach Baden erwählten Landvogts, der seine Ernennung durch Umtriebe erlangt habe, einen andern zu ernenne"'
(S. Absch. 332. u.). — 8. (1597). Der beanstandete Landvogt, alt-SekelmeisterMarti von Glarus, von de"'
die V katholischen Orte behaupten, er habe seine Wahl durch Umtriebe und Bestechung ausgewirkt, hat
genügend gerechtfertigt und leistet den vorgeschriebenen Eid, womit die Sache erledigt ist, indem er nunin^'
als Landvogt bestätigt und in Eidespflicht genommen wird. An Glarus wird geschrieben, es solle die ^
ordnung über Umtriebe und Bestechungen steif und fest halten, ansonst man seine Landvögte und Gesandt
nicht mehr anerkennen würde. Absch. 334. a. — 9. (1003). Der Landvogt meldet, daß der Ordnung nach ^
neue Landvogt auf Sonntag nach Johanni aufreiten sollte; da er aber an diesem Sonntag sich auf die
nach Znrzach begeben müsse, um im Namen der hohen Obrigkeit dieselbe zu schirmen, so wünsche er, daß
über etwas verordnet werde. Es wird nun verfügt, der neue Landvogt soll auf Mittwoch nach Peter
Paul anfreiten. Das wird in den Abschied genommen, damit sich jedes Ort darnach zu verhalten
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^bsch. 48g. ; ^ ^ (1604). Da der bisherige Landschreiber sein Amt aufgegeben hat, haben die übrigen
^'tc den Hans Rudolf Sonncnberg von Luccrn zum Landschreiber angenommen; die Gesandten von Schwyz,
Meil darüber nicht instrnirt. nehmen dieses zu ihrer Rechtfertigung in den Abschied. Absch. 533. t'f. — 11.

Schwyz macht die Anzeige, laut Urbar der Grafschaft Baden dürfe der Landvogt nach Belieben einen
Schreiber mit sich bringen; weil es nun seit lange dergleichen Anstellungen nicht mehr gehabt habe, wolle es

neuerwähltenLandvogt einen Landschreiberzugeben. Weil nun aber dieses seit Menschengedenken nicht
^gekommen und seiner Zeit durch einen Beschluß aller regierenden Orte aufgehoben worden ist, der gegen¬
wärtige Landschreiber auch bereits die Zusicherungmehrerer Orte erlangt hat, daß er bei diesem Amt, so lang
^ lebe und es gut und treu versehe, verbleiben möge und aüf der Jahrrcchnung von 1604 in dieser Form
"knerdings bestätigt worden sei, weil ferner dieses ein Anfang werden könnte, daß die lutherischen Landvögte
M'ch lutherische Schreiber mit sich brächten, wodurch der katholische Glauben in den Vogteien, wo beide Reli-
Aoneu sii,^ großer Abbruch erleiden würde, wird dieser Antrag all rekeronäum genommen. Absch. 623. e. —
12. (I614). Christof Keller, Nntervogt zu Baden, wird auf sein nnterthänigcs Anhalten zum Landeshaupt¬
mann der Grafschaft Baden erwählt, immerhin mit dem Borbehalt, daß die Obrigkeiten nach Gntfinden einen
Indern erwählen mögen. Der regierende Landvogt soll General über Stadt und Land sein, der andere nur
^ sein Lieutenant gehalten werden. Absch. 866. kk.

1587.

1588.

1589.

159Y.

1591.

159».

1593.

1594.

1595.

1596.

1597.

1598.

1599.

Ikvy.
?

Einnahmen.

PfM Schll^Hllr.

b. Rcchnungssachen.

a. Slmtsrechnungen.
(Nach den Originalrechmmgcnim Kantoniarchidzu Aarau.l

Ausgaben. Saldo.

Pftü Schll^Hllr. Pfd^Schl. ^Hllr.

2273 9 2911 4 637 10
5456 19 — 4448 10 — 1008 9 —

1196 — — 2449 1 — 1253 1
1695 10 — 2305 1 — 609 11

2334 4 2223 13 — 110 II
717 9 — 1585 16 4 868 7 4

2896 4 2499 18 396 6 —

2249 19 — 2024 15 — 225 4 —

3872
2694
3462

4
9

15

2441
3192
2626

16 —

9 —
3 6

1430
498
836

6

11

fehlt.
Passivsaldo.
Aktivsaldo.
Passivsaldo.
Passivsaldo.
fehlt.
Aktivsaldo.
Passivsaldo,
fehlt.
Aktivsaldo.
Aktivsaldo,
fehlt.
Aktivsaldo.
Passivsaldo.
Aktivsaldo.

Das Rechnungsjahr kann hier nicht angezeigt werden, da die Merschrij. dieser Rechnung fehlt. Van tnS U.08 ""d
dieser keine Rechnungen vorhanden.
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Ein nahmen. Aus Z gaben. Saldo.

Pfd. Schl. Hllr. Pfd. Schl. Hllr. Pfd. Schl. Hllr.

1608. 3257 15 — 3400 13 — 142 18 — Passivsaldo.

1609. 6367 16 — 3504 .8 — 2863 8 — Activsaldo.

1610 — — — — — — — — — fehlt.

1611.
— — — — — — — — — fehlt.

1612. 4996 15 — 4305 4 — 691 11 - Activsaldo.

1613. *)
3252 13 — 3161 8 91 12 4 Activsaldo.

1614. 2859 5 — 3245 18 — 386 13 — Passivsaldo.

1615. 5717 4 12 3080 19 — 2636 15 12 Activsaldo.

1616.
4290 13 12 4383 8 4 97 17 8 Passivsaldo.

1617.
— — — — — — — — — fehlt.

I». Geleitsrechnunge».

(Baden und Frciiimter).

Von den Resultaten der Geleitsrechnungen, die in den Abschieden nur sehr unvollständig vorkomme»,
können wir nur folgende geben:

1587. 1589. 159». 159k. 1597.

Absch. 19. W. Absch. 101.11. Absch. 235./. Absch.307.ee. Absch. 334.x.

Pfd. Schl. Pfd. Schl. Pfd. Schl. Pfd. Schl. Pfd. Schl. Pfd. Schl.

Baden, Stadt — — 1 Sonnenkr. — — 1 10 — — — —

Baden, große Bäder 3 — 3 15 1 10 — 10 — 10 —

Bremgarten 3'/, - 2 — — — 5 — 3 10 9 --

Klingnau 4'/- - 4 — 5 — 5 — 5 — 5 -

Koblenz 1 3 1 — 3 — I 10 3 — 2

Bunkhofen — — 1 10 — 8 1 5 — 18 1 -

Mellingen 10 — 28' — — — 30 — 16 — 23

Villmergen — — — 10 1 4 4 10 2 — 2 ^

Zurzach 1 1 1 10 2 10 5 — 2 10 4 -

v. Zinsen.

<S. auch: Obrigkeitliche Besizunge»).

Diese betrugen, wie in der vorhergehenden Periode (s. Abschiedbd.IV. 2 S. 1091), von Dießenhof^'
7 Sonnenkronen, Hinterhof zu Baden 15 Sonnenkronen, Stadl) of zu Baden 9 Pfd. 7 Schl. jähr^
für jedes Ort.

*) In dem Abschied erscheinen die Einnahmenmit 4828 Pfd., die Ausgabenmit 3148 Pfd., haher ein Einnahmcnttberfch^
von 1680 Pfd.



Baden. 1445

Art. 13. (1593). Bei Verthcilnng der Geleitsbüchsen findet sich, daß die Einnahmen der Geleilsbüchse
Zu Baden nicht größer sind als die Ausgaben; ferner klagen die Geleitslente, daß wegen der thcuren Zeit
^uig Waaren Yassiren. Absch. 235. e. — 14. (1613). Bei der Rechnungsabnahme wurde anfänglich eine
Ausgabe von 200 Pfd. zu Brenigarten beanstandet, dann aber dein Landvogt zu seinem Abzug als Ergezlich-
^>t verehrt, daneben aber verfügt, für die Zukunft sollen unnöthige Zehrungen aberkannt sein und nicht mehr
passirt werden. Absch. 831. W.

o. Kanzlei, Archiv.

Art. 15. (1603). Schon auf mehreren Tagsazungen wurde angezogen, daß nöthig wäre, sich in Betreff
Schlüssel zum Gewölb (Archiv) zu Baden wegen der evangelischen Landvögte zu unterredenund für jedes

^ ein Bidimus aller daselbst liegenden, die Orte und die gemeinsamen Vogteien betreffendenGewahrsamen
""fertigen zu lassen. Auf nächster Tagsazung zu Baden soll dieses wieder angeregt werden. Absch. 498. i. —

' (1ü63). Zu Baden will man sich mit dem Landschreiber verständigenüber den Botenlohn für Bersendnng
Abschiede in die Orte. Absch.^516. A. — 17. (1604). Schon früher war beschlossen worden, ein Ver¬

schluß Gewahrsamen im Schloß zu Baden aufnehmen und jedem Ort abschriftlich zustellen zu lassen.
^ soll wieder daran erinnert werden. Absch. 548. Ii. — 18. (1609). Der Landschrciber zu Baden bringt

wie der deutsche Schulmeister zu Baden ihm sowie auch Landschreiber Bodmer selig bei allen Tagsazungen
^ schreiben behülflich gewesen sei und sich hiezu noch wciters angeboten 'habe. Da er sich dadurch den

"uk der Herren und Obern verdient habe, so bitte er um eine Beisteuer an sein neues Hans; einige Orte
"bei, bereits entsprochen, daher er um so mehr auch auf die übrigen hoffe. Absch. 697. yy. — 19. (1609).
" schreiber Hans Rudolf Sonnenberg entschuldigt sich in Betreff zweier Scheine, die er auf jüngster badischer
Errechnung verfertigt hat, nämlich einen über einen Rheinthaler Handel und einen iiber den Znger Rechts-

Seine Verantwortung wird für genügend erklärt. Absch. 713. 8. — 20. (1610). Auftrag an den
" Schreiber, jedem Ort vidimirte Copien aller in der Kanzlei befindlichen Gcwahrsamcn mitzutheilen. (S.

Eid ^ ^ Landvogt meldet, daß das Gewölb im Schloß zu Baden, worin gemeiner
^^""ssenschaft Sachen liegen, übel versorgt sei, daß einige wichtige Briefe durch der Landvögte Hinlässigkeit

"us verloren gegangen seien und daß, weil der Landschreiber kein eigenes Haus habe, bei dem Hin- und
viele Schriften verzogen werden möchten. Wird ml iiwtruemlumin den Abschied genommen. Absch.

. ' ^ 22. (1616). Der Landvogt bringt vor, aus dem Gewölb des Schlosses, worin der VIII regie-

lor gemeiner Orte Emolumente und wichtigen Briefe verwahrt werden, seien einige der lcztern ver-
gegangen, vielleicht weil zu Zeiten die Landvögte weder lesen noch schreiben haben können, daher den

"'ch solcher Schriften nicht gehörig würdigten und die Schlüssel den Diensten anvertrauten; auch aus der
>»id^'' ^ weniger stattliche Abschiede, Bündnisse und Verträge liegen, gehen wegen des steten Hin-
daß '^^'cheus derselben nicht selten Actenstükc verloren oder werden verschoben, daher dringend nöthig sei,

^ Kanzlei ein eigenes Haus erworben und ein Gewölbe darin hergerichtet werde, in welchem alle
"wrd"" liegenden und die wichtigstender in der Kanzlei aufbewahrten Docnmente sicher verwahrt
°der N 6" größerer Sicherheit müßten zwei oder drei Schlüssel angefertigtund verschiedenen Orten
hi» übergeben werden. Es wird nun dem Landvogt und Landschreiber aufgetragen, auf Ratification
stru'^" 6"ng"etes Haus für die Kanzlei anzukaufen. Die Gesandten, welche gegenwärtig darüber nicht in-

^ sind, nehmen es nä releremlum et in8truen(Ium. Absch. 918. Ii. — 23. (1616). Die Beschwerde von
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Schultheiß und Rath zu Baden, daß mau eine beständige Kauzlei oder Behausung für den Landschreiber Z»

erwerben beabsichtige, und ihr Anerbieten, die Gewahrsamen in ihrem Thurm behalten zu wollen, werden a<i

rkkereuclum genommen. Absch. 922. ä. — 24. (1616). Auf die Klage über parteiische Ausfertigung der Ab¬

schiede über Religionssachen wird von den evangelischeu Orten vorgeschlagen, entweder soll der Landschreiber

nach einem Beschluß sogleich das Concept abfassen und in nächster Versammlung vorlesen, oder es soll neben

dem Landschreiber noch ein anderer Schreiber von Zürich oder Basel bei dergleichen Geschäften functionireii.

Absch. 929. e.

Anstände mit den (Yerichtshcrren betreffend Schreib- und Tiegelrecht.
(Man sehe auch Judicatur- und Competenzanstände).

Art. 25. (1606). Zwischen dem Landschreiber zu Baden und den Schreibern, welche die Gerichtsherren

nach ihrem Belieben brauchen, haben sich Anstände erhoben, indem die Gcrichtsherren prätendircn, daß Alles,

was in ihren Gerichten sich zutrage, durch ihre Schreiber besorgt werden müsse, während der Landschreiber

der Ansicht ist, daß er etwas mehr Befngniß habe, als ein gemeiner Schreiber, indem er besonders während

der Tagsazungen, wo ihm keiner der andern Schreiber beistehe, ziemliche Arbeit und Kosten habe und das

Jahr über den Substituten erhalten müsse. Daher wird der Vorschlag, die Gerichtsherren ans nächste Tag'

sazung zu citiren und dann nach Anhörung beider Parteien das Angemessene zu verfügen, in den Abschied

genommen. Absch. 593. d. — 26. (1609). Der Landvogt und der Landschreiber führen Klage, daß die Niedern

Gerichtsherren sich anmaßen, Gülten, Testamente, Aussteuerungen, Gantbriefe u.dgl. aufzurichten, ja sog""

die von ihnen, den Klägern, aufgerichteten Briefe zu cassiren, was wider das Herkommen der Grassch^

Baden sei, wie durch die in der Kanzlei liegenden Bücher, durch Leute, welche bei dreißig Jahren in der

Kanzlei gearbeitet haben, namentlich aber durch den am 20. Juni 1570 auf der Jahrrechnung zu Baden aus¬

gestellten Brief, worin die diesfälligen Rechte der Landschreiberei festgestellt worden sind, erwiesen werde"

könne. Die Gerichtsherren lassen einwenden, dieser Brief sei vielleicht ohne ihr Wissen und ihren Wille"

aufgerichtet worden, übrigens können sie beweisen, daß sie dergleichen Briefe ausgestellt haben. Nachdem ^

Amtleute in ihrer Replik noch vorgebracht, daß der Prälat von Wettingen vor einigen Jahren ohne ihr Wissi"

einige Ortsstimmen ausgebracht habe und daß man diese aufheben möchte, weil die Gerichtsherrlichkeit Z"

Wettingen nur bis auf eine Buße von 20 Schilling sich erstreke, wird die Sache aä iustrunnäum in de"

Abschied genommen. Absch. 697. <z. — 27. (1610). Zürich und Lucern sollen zu gelegener Zeit, etwa u^

dem Herbst, Gesandte nach Baden abordnen, um den Urbar und die andern Gewahrsamen der regierende"

Orte zu nutersuchen, bei Fällen, wo es einen Gerichtsherrn betrifft, diesen zu beschiken und Erläuterung

thun, was dem einen oder dem andern Theil zuständig ist, damit jeder wisse, wie weit seine Gerechtsame

erstrekt, und damit die Niedern Gerichtsherren nicht in die hohe Obrigkeit eingreifen. Das ist dringend nöW

damit nicht immerdar „Gefätz", Mißtranen und Klagen sich erheben und die regierenden Orte nicht um d"^

Ihrige kommen. Absch. 742. u. — 28. (1611). In dem Anstände zwischen den Gerichtsherren einerseits

dem Landvogt und Landschreiber andererseits über Ausfertigung und Besiegelnng der Briefe hat man

Theile auf den gegenwärtigen Tag citiren lassen, um nach Untersuchung ihrer Gewahrsamen zu entscheid

was Recht ist und was jedem zugehört. Nun legt der Landschreiber einen Brief vor vom 20. Juni 1^ "

aus welchem sich ergibt, daß diese Sache vor Jahren auch schon streitig gewesen, aber durch die Nathsb"^'

der VIII Orte entschieden worden ist; dabei hofft er, auch wenn er weiter nichts vorzulegen hätte, bei diesig
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Brief und dem alten Posseß geschirmt zu werden; dennoch beweist er durch Schreibbncher und Protokolle, daß
diesem Brief bis zu seinem Amtsantritt nachgekommen worden sei, indem vom Jahr 1570 an bis 1002 (laut
detaillirtem Verzeichniß)über Sachen, die in den Niedern Gerichten vorgekommen, 1072 Briefe in der Kanzlei
Baden ausgefertigt und voin Landvogt besiegelt worden sind; ferner bemerkt er, daß auch in den Schreib-
duchern und Protokollen vor Aufrichtung des Briefes von 1570 jede dritte oder vierte Copie über Sachen in
den nieder» Gerichten handle; schließlich legt er zu Erhärtung seiner Sache Kundschaften solcher Personen auf,
welche längere Zeit in der Kanzlei zu Baden gearbeitet haben. Dagegen produciren die Anwälte der Gerichts-
derren die in den Orten ausgebrachten Stimmen und verschiedeneBriefe, durch welche man ihnen versprochen
datte, sie bei ihren Freiheiten und Rechtsamen zu schirmen. — Darüber wird geantwortet: Der Stimmen
halber sei kein Zweifel, sie werden aber durch die von dem Landschrciber znlezt eingebrachte eingestellt; es sei
^cht und billig, sie bei ihren Freiheiten und ihrem alten Herkommenbleiben zu lassen, und man habe auch
^ etwas Anderes beabsichtigt, sie sollen aber beweisen, daß das Schreiben und Besiegeln von Briefen ihre
Bechtsamen seien. Auf ihr Begehren wird ihnen ein Aufschub zur Beibringung ihrer Gewahrsamen bewilligt,

aneben wird erkannt, der Landschrciber soll seine vorgebrachten Beweise in den Abschied stellen, ebenso sollen
^ Gerichtsherren ihre Gerechtsamenund Beweise in Schrift fassen und den regierenden Orten zuschiken, da-

^>t diese ihre Gesandten ans nächste Zusammenkunft instruiren, einen Ausspruchdarüber zu thnn; weder die
^aichtsherren noch der Landschrciber sollen dieser Sache wegen ferner in die Orte fahren; und weil der

andschreiber im Posseß geblieben ist, sollen die Gerichtshcrren jeglichen Eingriffs sich enthalten und Niemanden
^ Kanzlei zu Baden verbieten.

Beschaffenheit der Gerichtsherrlichkeitenin der Grafschaft Baden:
Gerichtshcrren bis an das Blut: Die Stadt Zürich zu Altstättcn und Üttikon; Junker Meyer von

"onan zu Weiningen und Ötweil; Stift Zurzach zn Kadelbnrg; Stadt Brenigartenzu Zuffikon und Nieder¬
sten. An selbigen Enden nimmt sich ein Landvogt weder Sieglens noch ein Landschreiber Schreibens an.

2. Gerichtshcrren, da keine Appellation vor den Landvogt kommt: Der Bischof von Constanz zu Kaiser-
"1h Klingnau, Zurzach; die Tschudi zu Schwarzen-Wasserstelzen. Der Enden nimmt sich ein Landvogt und
"»dschreiber weder Schreibens noch Sieglens an.

3. Gemeine Gerichtsherren: Das Gotteshaus St. Blasien zu Endingen und Tägerfelden,da es zu ge-
/k" hat bis an 10 Pfd., in andern Orten, deren viele sind, hat es allein an 3 Schilling zu richten; das
°ster Sionen zu Böbikon und Baldingen hat zu richten an 10 Pfd.; das Gotteshans Wetting?» zwei ganze

^ ^r, nämlich Wettingen und Wnrenlos und Dietikon, in einem hat es an 18 Schl., in dem andern an
^ ^chl. zu richten; das Ritterhans zu Leuggern nm 3 Schl.; das Ritterhaus zu Bückheim (Benggen) nin

das Kloster Königsfeldcn zu Birmenstorfum 3 Schl.; das Gotteshaus Ötenbach zu Nömerschwyl
">d Tulz „in 3 Schl.; das Gotteshaus Hermetschwylzu Eggenwyl um 3 Schl.; das Gotteshans Gnaden-
^ zu Nieder-Rohrdorf um 3 Schl.; das Gotteshaus Bellikon zu Bcllikon und Hausen nm 3 Schl.; die
vdnier zu Waldhauscn um 3 Schl.; die Stadt Buden zu Fislisbachum . . . . ; der Bischof von Constanz

^Siglistorf und Melstorf; die Buncrnsame zn Freienwyl daselbst an 2 Pfd. In allen diesen Orten hat
"K Brief) bisher ein Landschreiber geschrieben und der Landvogt gesiegelt.

Hey Ans diesen thnn dem Landvogt und Landschreiber Eintrag: Der Herr von St. Blasien; der Herr von
'Ugen; der Prior von Sionen; der Bischof von Constanz um Siglistorf und Melstorf. Die übrigen
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sehen zu; je nachdem es dann diesen gelingt, werden sie auch nachfahren. „Keine also ein Landt-

schryber biß an nachfolgende Ortt, so allein mit Höchen vnd nideren Gerichten den acht alten Orten'zu¬

gehörend": Dorf Erendingen, Dorf Würenlingcn, Gebistorf, halb Nohrdorf, Hiittikon. Daraus könne der

Landschreiber kaum das trokene Brod gewinnen und sich nicht wie bisher erhalten; es stehe nun an den Obrig¬

keiten, ob sie den Gerichtsherren die Freiheit verleihen und der Landschreiberei entziehen wollen; er hofft aber,

man werde ihn, im Fall das geschähe, auf andere Weise schadlos halten, damit er seinen oft mit schweren

Geschäften beladenen Dienst auch „vßwarten" könnte, denn er habe nie einen andern Lohn gehabt, als diese

Gefälle. Er bittet schließlich, man möchte diesem nnn fünf Jahre hängenden Geschäft ein Ende machen, sich

gehorsam in Allem, was man ihm anbefehlen werde, unterwerfend, damit er nunmehr auch besserer Nachbar¬

schaft Pflegen könne. Absch. 776. au.

ü. Obrigkeitliche Besizungen.

Art. 29. (1600). Der Wirth im Hinterhof zu Baden bittet um Nachlaß eines Jahreszinses, um das

zu seinem Lehen gehörige Haus, des Herzogs von Österreich Haus genannt, von welchem jährlich die t5

Kronen Herrschaftszins herrühren, wieder in bewohnbaren Zustand sezen zu können. Wird in den Abschied

genommen. Absch. 414. q. — 39. (1604). Das Gesuch des Dietrich Falk, Wirth im Hinterhof bei den große»

Bädern, man möchte den jährlichen Pachtzins an jedes Ort auf 28 gute Gulden statt der 15 Sonnenkrone»

festsezen, indem er die Sonnenkronen und andere Goldmünzen nur mit Aufwechsel erhalten könne, wird

instruvnllum genommen. Absch. 533. t. — 31. (1607). Weil die Wirthin zum Hecht in Baden unserer gnädige»

Herren Stube firnissiren lassen hat, wofür sie 6 Gld. verausgabt hat, so bittet sie um deren Rükvergütung-

Absch. 623. i. — 32. (1610). Wirth Falk zum hintern Hof wünscht wie bisher bei Entrichtung des jährliche»

Zinses 1 Sonnenkrone mit 2 guten Gulden abtragen zu dürfen, weil der Lehenbrief nur von rheinische»

Gulden spreche. Wird in den Abschied genommen. Absch. 742. x. — 33. (1615). Zug soll dafür sorgen, daß

die Hanfbünte, welche Landvogt Bossart in der regierenden Orte Namen zum Schloß Baden gekauft u»d

wofür er den ganzen Kaufschilling verrechnet hat, vollständig bezahlt werde, damit man nicht genöthigt werde,

gemäß der ergangenen Abschiede solches von den Orten einzufordern und den Ausstand daraus zu bezahle»'

Absch. 893. v.

2. Huldigung.
Art. 34. (1595). Die von Kaiserstuhl, Zurzach und Klingnau, welche dem Landvogt zu Händen de»

regierenden Orte lange nicht prehr geschworen haben, und zwar ans Vergeßlichkeit oder Nachlässigkeit der Vög^

und Amtleute, sollen in Zukunft wie die übrigen Unterthanen schwören. Absch. 283. i. — 35. (1595). Die

Amtleute der Grafschaft machen Anzeige, daß die Mannschaft zu Kaiserstuhl, Klingnau und Zurzach seit einige»

Jahren nicht mehr in Eidespflicht genommen worden sei. Daher wird dem Landvogt aufgetragen, von diese»

Unterthanen den Eid abzunehmen, auch soll das in Zukunft alle zwei Jahre bei dem Aufritt des neuen La»^

vogtS geschehen. Ibill. t.

3. Judikatur- und Compctcnzanstände tc.

<Man sehe auch Kanzlei und Abzug).

Art. 36. (1587). Auf das Gesuch des Ritters Noll von Uri um Aufschluß in Betreff einiger spättige»

Punkte im Spruch zwischen ihm und denen von Klingnau läßt mau es bei dem ergangeneu Abschied bleibe»'
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Absch. 2. «.). — Z7. (1587). Bezüglich eines Auslandes des Landvogts mit Ritter Rott, Bogt zu Klingnau,

"ud einigen ungehorsamen Klingnanern sotten Bern und Glarus ihre Meinung, was für Berhaltnngsbefehle

^ni Landvogt zu geben seien, beförderlich Zürich mittheilen. (S. Absch. 3. 6.). -- 38. (1588). Obmann Keller

^ Z» gelegener Zeit in der VIII Orte Namen mit dem Landvogt nach Zurzach und Klingnau reiten, den

Arbar mitnehmen und genaue Erkundigungen darüber einziehen, was für Gerechtigkeiten der Bischof von

Instanz daselbst habe. Absch. 63. KK. — 39. (1595). Niklaus Holdermeyer, Propst der Stift Zurzach, und

^»wälte der Gemeinde Kadelburg beschweren sich gegen Graf Rudolf zu Sulz über Beeinträchtigung in ihrer

Jurisdiction, indem er unbefugt eine Weibsperson von Kadelburg gefangen weggeführt und einen Friedhag,

^ die Marchc zwischen Kadelburg und der Landgrafschaft Klettgau gewesen, eigenmächtig ausgerottet habe,

'»dein ferner des Grafen Amtleute Injurie», als malefizisch, vor das Landgericht citiren, Geldbußen, Fall

'wd andere Ansprachen durch Ladung vor das Landgericht einziehen, indem endlich der Graf denen zu Kadel-

'wg den Weidgang am Honburg widerrechtlich eingeschlagen habe; sie bitten, den Grafen dahin zu vermögen,

nß er die Stift und die von Kadelburg bei ihren Rechtsamcn und Briefen verbleiben lasse oder dann seine

^rmeintlichen Ansprüche auf einer Tagsaznng zu Baden geltend mache. Wird in den Abschied genommen; an

Grafen wird geschrieben, er möge von seinen Neuerungen und Eingriffen abstehen oder seinen Bescheid

""ch Zürich zu Händen der übrigen Orte einsenden. Absch. 277. op — 49. (1598). Der Bericht des Land-

^gts, daß der Propst zu St. Blasien alle kleinen Bußen zu Endingen und Tägerfeldcn einziehe, während

ul Urbar der dritte Pfenning den Eidgenossen gehöre, wird in den Abschied genommen, damit man aus

^chstein Tage die daherigen Rechte des Propsts näher untersuche. Absch. 355. ce. — 41. (1605). Beschwerde

GMchs gher Verarrestirung des Nachlasses einer zu Brugg Hingerichteten Person durch den Landvogt von

aden. (S. Absch. 560. a.). — 42. (1606). Der gräflich-sulzische Landvogt des Klettgaus hatte sich angemaßt,

""f der Nheinbrüke zu Kaiserstnhl jährlich Gericht zu halten. Da man dieses für einen Eingriff in die Ge-

^chligkeiw, der Eidgenossen hielt, ließ man ihn davon abmahnen. Nun behauptet er, daß dieses keineswegs

Neuerung, sondern eine langjährige Übung sei, und legt den Bertrag vor, welcher zwischen Bischof Otto

Konstanz, als Gerichtshcrrn zu Kaiserstuhl, und den Grafen von Snlz im Jahr 1486 aufgerichtet worden

- "l dessen 14. Artikel leztern dieses Recht zugesprochen wurde. Wird in den Abschied genommen. Absch. 593. o.

^ 43. (ik;g7) Die Grafschaft Snlz maßt sich an, auf der Rheinbrüke zu Kaiserstuhl und Rheinau drei Rüfe
' 'hrem Gericht zu erlassen und hat auf lezter Jahrrechnnng ihre Urkunden und Berträge darüber aufgelegt.

' wich, Lucern sind damit einverstanden, die übrigen Orte aber nehmen es nä rekerenÄum. Absch.

> ^ ^ — 44. (1609). Es wird berichtet, die Stadt Baden und das Gotteshaus Wettingen maßen sich an,

niedere Gerichtsbarkeit im Dorf Fislisbach allzuweit auszudehnen, indem sie 1. bis an das Malefiz

^sen, ^ Strafrödeln und dem Urbar widerspricht, 2. erlauben, an Feiertagen die Früchte

^"lainnieln, was wider die dem Landvogt geschwornen Eide ist, 3. die Kirchenrechnung allein einnehmen,
wider die zum dritten Male bestätigte Erkanntniß ist, 4. bei Streitigkeiten Augenschein aufnehmen, was

^ vor fünf bis sechs Jahren von de» Landvögten allein geschah. Zu diesem behelfen sie sich einer alten

^ wrenen Öffnung, auf welche hin der Tausch getroffen worden, die zwar aus den österreichischen Zeiten

!ein von der hohe» Obrigkeit nie bestätigt worden sei. Auch das Gotteshaus Wettingen besize über

'w Gericht eine gleichartige alte Öffnung, habe aber bisher nie sie zu gebrauchen sich angemaßt. Wenn

iwkien ein solches Borgehen nicht zur rechten Zeit einschreiten würde, wäre zu besorgen, daß noch andere
182
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Gelegenheiten zu Neuerungen versucht würde». Die Sache wird nach Anhörung der Stadt Baden aä iw
skruenäum genommen, Absch. 697. 2. — 45. (1615). In Betreff der von der St. Verenastift in Zurzach
begehrten Hülfe gegenüberden Eingriffen, welche Landvogt von Grafenried ihr an ihrer HerrschaftKadelburg
thun will, sollen die VII katholischen Orte ihre Gesandten auf nächste Zusammenknnftbeauftragen, der Stist
guten Schirm zu halten, jedoch den Orten ohne Schaden an ihrer hohen Obrigkeit. Absch. 907. Ii. — 46
(1616). Der Landvogt berichtet den Gesandten von Zürich und Bern, die Landvögte zu Baden haben vo»
Alters her im Namen der regierenden Orte von denen zu Kadelburg die Huldigung eingenommen, was aber
seit einigen Jahren die Chorherren von Zurzach zu verhindern gewußt haben; es sei ihm unbekannt, a»6
welchen Gründen Landvogt Pfyffer seinem dießfälligen Auftrag nicht nachgekommen sei; ferner berichtet er, das
die von Kadelburg sich über großen „Übertrang" in Religionssachenvon Seite dieser Chorherren beklagen und
um Hülfe und Rath bitten, und daß auch die von Mellikon sich über diese Chorherren der Religion und HolZ'
gerechtigkeit halber beklagen. Es wird nun für nöthig erachtet, diese Sachen auf künftiger Tagsazung vorz»'
bringen und darauf zu dringen, daß die Huldigung nach altem Brauche von denen von Kadelburg eingenommen
und daß die von Mellikon bei der Freiheit der Religion und beim Landfriedenbeschirmt werden. Hievon
auch Glarus Mittheilnng gemacht werden. Absch. 913. F. — 47. (1616). Auf das im Namen des Bischt
von Constanz durch Hauptmann Andreas Zweyer gethane Anbringen beauftragen die VII katholischen
den Landvogt, mit seiner Forderung an den gewesenen Chorherrn Michael Kränzlin zu Zurzach bis auf künftige"
badischen Tag stillzustehen. Daneben will man sich gefallen lassen, mit dem Bischof ein Verkommnißabz"'
schließen, wie man sich in Zukunft in dergleichen Sachen gegen einander verhalten solle. Absch. 914. b.
48. (1616). Die V katholischen Orte werden ihre Stimmen nach Lucern schiken, daß man die Stift Zurza^
bei ihren Nechtsamen auf Kadelburg gänzlich verbleiben lassen wolle. Absch. 928. <i. — 49. (1617). Zusainntt»
gekommen, um die Anstände zwischen einigen Gerichtsherren und den Amtleuten zu beseitigen, die NechtsaiM"
zu wahren und den badischen Urbar in seiner Rechtskraft zu schüzen, werden vorerst die Gerichtsherren vw'be
schieden. Nach gegenseitiger Eröffnung der Instructionen bringt sodann Landvogt Grafenried vor, die vo"
Kaiserstuhl prätendiren, die Erben des verstorbenenSchultheißen Thomas Fischer von Kaiserstuhl, Wirth Z»"'
weißen Kreuz außerhalb Kaiserstnhlim Twing Fisibach, seien den Leibfall zu geben nicht schuldig, ungeach^
doch von jedem freien „Landzügling", der in der GrafschaftBaden sterbe, den regierenden Orten der Leibf^
gehöre. Stadtschreiber Erzlin von Kaiserstuhl dagegen behauptet, die Kaiserstuhler seien dessen gefreit. Dar»'"
wird erkannt: Weil Fischer in der Grafschaft und in einem Haus gewohnt hat, das iminediatc in der
Orte Gerechtigkeit liegt, und er auch den Landvögtenmit den Fisibachern gehuldigt hat, so sollen seine Er^"
dem Landvogt den Leibfall und, wenn der Nachlaß aus der Grafschaft gezogen wird, den Abzug zu ge^
schuldig sein. Betreffs des Abzugs, welchen die vo» Kaiserstuhl laut ihrer Freiheiten von dem Gut ansprecht
das Fischer ans ihrer Stadt gezogen hat, wird gesprochen: Wenn die von Kaiserstuhl von den Erben etM"'
erhalten können, gütlich oder rechtlich, so möge man es ihnen wohl gönnen, man besorge aber, es sei „vcrsuw^ '
weil sie dem Schultheiß Fischer bei seinen Lebzeiten, während er schon lange außerhalb der Stadt gewoh^'
nie etwas abgeforderthaben. Absch. 943. a. — 50. (1617). Mit dem Prior zu Sionen bei Klingnau, Abrab""'
Remigius, den, die Gerichte zu Böbikon und Baldingen gehöre», wird folgender Vergleich getroffen: >- ^
Prior hat im Namen des Gotteshauses an beiden Orten Böbikon und Baldinge» das Recht bis ans 10
zn strafen, nämlich Fanststreiche,Übersehen von Geboten, Zureden; das Übrige, als Blutruns, Friedl'0^
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">il Worten und Werten u. dgl. gebührt allein der hohen Obrigkeit zu strafen. 2. Die Auffälle und Unter¬

gange sollen allein von der Hoheit, der sie iminediatc zugehören, verrichtet werden. 3. Da das Gotteshaus

die Schreiberei in den beiden Gerichten braucht, soll der Prior dem Landschreiber jährlich die gewöhnlichen 2

Säuine Wein und 6 gute Gulden zum guten Jahr geben. Der Prior gelobt dein Statthalter Wolf in die

Hand, dieses Alles zu halten. Ibiä. b. — 51. (1617). Mit Gallus Keller, Conventual zu St. Blasien auf

dem Schwarzwald und Propst zu Klingnau, wird in Betreff der Niedern Gerichte, welche St. Blasien in der

Grafschaft Baden besizt, Folgendes vereinbart: Obgleich gemäß des Urbars von Baden und des Dingrodels

^ dritte Theil der Bußen aus den in der Grafschaft Baden gelegenen Niedern Gerichten des Herrn von

Blasien dem Landvvgt zu Baden zugehören sollte, so ist dieses doch bisher nie geübt worden, daher man

^ dabei verbleiben läßt; die Mandate über Hohes und Niederes sollen stets vom Landvogt ausgehen; die

Auffalle und Untergänge sollen vom Landvogt und den Amtleuten, jedoch in Gegenwart des Gerichtsherrn,

^richtet, die dabei nöthigen Schreibereien und Besiegelungen vom Landvogt und Landschreiber gefertigt werden;

^"6 zu Tägerfelden, Ober- und Nieder-Endingen und Schneisingen vor dem Niedern Gerichtsstab verhandelt

^t>, soll auch daselbst ausgefertigt und vom Propst besiegelt werden, alles Übrige vom Landvogt und Land¬

chreiber zu Baden; die Testamente, Vergabnngs-, Ausrichtungs- und Aussteucrbriefe, überhaupt Alles, was

^ Hoheit gehört, soll in allen Gerichten, Twingen und Bännen, die St. Blasien in der Grafschaft hat,

^ein vom Landschreiber geschrieben und vom Landvogt besiegelt werden, so wie denn auch der Propst gar keine

. tension darauf macht und Namens des Gotteshauses sich dessen gänzlich begibt; alle Fauststreiche, „sy

^den trochen oder mit blnet naß", sollen dem Abt von St. Blasien um die 3 Pfd. zu bestrafen zngehören,

andern Bluetruns" sind dem Landvogt zu Baden vorbehalten; hingegen soll der Propst zu Klingnau im

anien des Abts von St. Blasien dem Landvogt zu Baden jährlich den bisher üblichen Wein, dem Land-

Treiber 3 Sauin Wein, Badenermaß, verabfolgen; zu Entsprechung des Begehrens, dem Landvogt und dem

udschreiber jährlich außer dem Wein noch je 4 Mütt Kernen, Klingnauermaß, zu geben, ist der Propst

ermächtigt, daher man es dem Abt zugehen läßt, init dem Beifügen, daß diese Beamten ohne Unterlaß

^ des Abtes Geschäften beladen werden. Ibiä. o. — 52. (1617). Das Rittcrhaus Leuggern läßt man der

ußen und Gerichte halber gänzlich bei dem badischen Urbar bleiben und behält der Hoheit die Ausfälle und

^ ' ergänze vor. Die dem gegenwärtigen Commenthnr von Roll bezüglich des Jagens ertheilten Ortsstimmen,
nicht auf das Haus, sondern auf seine Person lauten, sollen, so lange er Leuggern besizt, in Kraft ver-

'den; betreffs Bötstein läßt man die Herren Roll bei ihrem Urbar und ihrer darüber erlangten eidgenössischen

. 'Mmation gänzlich verbleiben. Auf Begehren des Landvogts werden folgende Wälder in Bann gelegt, so

» weder der Landvogt und die Amtleute noch sonst Jemand ohne Consens der regierenden Orte darin jagen

ia ^ Strafe von 100 Pfd. Halter und Verlust der Ehre, nämlich: „die Hew der Stadt Baden bis

^^d^en", alle Wälder im Birmensdorferamt, der Würenlingerwald, das Hard genannt, sammt dem Aberg,
v Schneisinger „Hew vnd Wellde"; als Förster werden der jeweilen regierende Landvogt und der Commen-

sej^ bezeichnet. Ibiä. ä. — 53. (1617). Mit dem Prälaten von Wettingen hat man sich bezüglich
^ in der Grafschaft Baden gelegenen Niedern Gerichte verglichen, wie folgt: I. Das Gotteshaus soll ver-

Urbars und der confirmirten Öffnung bei den Bußen, Strafe» und Geboten wie von Alters

verbleiben, jedoch zum Nachtheil der Hoheit keine Gefahr dabei brauchen. 2. Die Auffälle sollen nach dem

"hnlichni Kirchenruf vor dem nieder» Gerichtsstab eingeleitet, alle Schulden und Widerschulden vom Schreiber
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des Gotteshauses verzeichnet und dann der Hoheit in Gegenwart des Gerichtsherrn zur Erledigung übergeben

werden. 3. Die Untergänge der Güter sollen vom Gerichtsherrn vorgenommen, bei streitigen Fällen aber der

Landvogt und seine Beamten beigezogen werden; Überzäunen, Übermarchen, Übergraben und Überakern werde»

ausdrüklich der hohen Obrigkeit vorbehalten. 4. Die Kirchenrechnung von Würenlos soll in Beisein der hohe»

und Niedern Obrigkeit, die von Wettingen, Dietikon und Spreitenbach vom Prälaten allein eingenommen werde».

5. Alles, was vor den nieder» Gerichten des Gotteshauses gefertigt wird, soll von dessen Schreiber geschrieben

und vom Prälaten besiegelt werden, jedoch mit folgender Erläuterung: alle Testamente, Vergabungen, Aus¬

steuern, Ausrichtungen und Mannrechte, und Alles was vor den hohen Gerichtsstab gehört, soll der Hoheit

allein zu schreiben und zu siegeln zudienen; wenn aber Ausrichtungen und Aussteuern aus des Gotteshauses

nieder» Gerichten vor den Landvogt gelangen, soll stets dem Prälaten davon Anzeige gemacht werden, damit

er in eigener Person beiwohne oder sich vertreten lasse. Erbtheilungen in des Gotteshauses Niedern Gerichten

sollen in Beisein hoher und niederer Obrigkeit verrichtet, die dabei nöthigen Schreibereien vom Landschreiber

besorgt und vom Landvogt und Prälaten besiegelt werden. In allem Übrigen soll es bei der gewohnten Ap¬

pellation gänzlich verbleiben und beiderseits keine Gefahr gebraucht werden. Wenn den Amtleuten durch diese

Concessionen ein Abbruch erwächst, wird das Gotteshaus sich gegenüber dem Landvogt durch eine freiwillige

Verehrung wohl zu verhalten wissen und dem Landschreiber jeweilen im Herbst 3 Saum Wein und auf das

Neujahr 3 Mütt Kernen und 1 Malter Haber geben lassen. Ibifl. e. — .14. (1617). Da der Prälat vo»

Wettingen sich verlauten lassen hat, daß er wedev die gewöhnliche Rechnung noch die bisherige Verehrung ferner

zu geben gesonnen sei, wird er vorbeschieden. Nun klagt er, daß ihn die Amtleute, ungeachtet der bei Antritt

seiner Regierung ihm gegebenen Zusicherung, ihn und sein Gotteshaus bei ihren Rechtsamen und Briefe»

schüzen zu wollen, und entgegen den Abschieden von 1611 und 1612 und den wiederholten Confirmatione»

fortwährend in seinen Rechten beeinträchtigen, und bittet, man möchte ihn bei den ergangenen Erkanntnisse»

schirmen. Dagegen wird in Erinnerung gebracht, was dieser Sache wegen auf verschiedenen Tagleistunge»

tractirt worden und wie man auf die Klage des Landvogts von Grafenried, daß der Prälat den früher»

Vertrag gebrochen habe, indem er die Auffälle, die nur der Hoheit zu verfertigen zustehen, von Anfang bis

zu Ende fertige, das ihm zustehende Strafrecht bis auf 3 Schilling überschreite, die Testamente, Vergabungs--

Erbtheilungs- und Aussteuerbriefe n. f. w., welche laut des badischen Urbars ausschließlich der Hoheit zustehen, a»^

richte, vier Gesandte mit Instructionen abgefertigt habe, um die Anstände mit dem Prälaten und allen ander»

Gerichtsherren der Grafschaft zu berichtigen; der Prälat und die Conventualen haben damals deren Sprü^

und Vergleich mit Dank angenommen und zu halten angelobt, als man aber dem Abt denselben zur Besiegelnd

zugestellt habe, habe er das Siegeln verweigert und sogar des Laudvogts Siegel schmählich vom Brief gerisst»

und ihn so entkräftiget; später habe man mit seiner Zustimmung wieder einen Tag angesezt, aber ungeach^

seiner Zusage sei er auf demselben nicht erschienen, sondern habe Auszüge aus Briefen und Urbaren überseht

die man mit Bedauern über solche Mißachtung der Schirmherren in den Abschied genommen habe fliegt

beim Abschied); sodann habe man zum Überfluß abermals drei Abgesandte an den Convent geschikt, um ih^

das Mißfallen über das respectlose Benehmen des Prälaten vorzuhalten, worauf Prior und Convent für d»s

unbescheidene Verhalten des Prälaten um Verzeihung gebeten und unterthänig ersucht haben, das Gottesh»^

wie bisher in gnädigem Schuz zu halten und ihm die Rechnung zu erlassen, wogegen es nichtsdestowenig^

das gewöhnliche Rechnungsgeld ausrichten werde; endlich sei der spänige 5. Artikel genannten Vertrags in e>»^
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^eise moderirt worden, daß des Gotteshauses Öffnungen, Urbar uud Gerechtigkeiten nichts benommen und

badische Urbar auch nicht geschwächt wird, welchen Artikel man den Abgesandten des Convents zugestellt

habe, um ihn dem Prälaten bei seiner Heimkehr zu eröffnen. Die Sache wir nun nochmals aä rekeronäum

genommen. Absch. 957. o.

4. Jnstizsachen.

lS. auch Kirchliches sc.).

Art. 55. (1588). Bor den Gesandten der VIII Orte eröffnet Niklans (Riß), Müller zu Tägerfelden,

>e»ies verstorbenen Bruders Weib und Kinder seien der Secte der Wiedertäufer nachgezogen, ihr Hab und

^nt aber, bei 700 Gld. Werth, habe der Landvogt zu der Eidgenossen Händen genommen; da nun der Fall

Antreten könnte, daß die Kinder einmal zurttkkehren und ihm auf den Hals fallen, so bitte er, man möchte ihm

den 700 Gld. etwas verabfolgen. Wird ml instrueuäum genommen. Absch. 40. r. — 56. (1590).

Wilkaus (Riß), Müller zu Tägerfelden, bittet zu Gunsten seines Bruders Sohn um Aushändigung des Nach

!ses dessen vor Jahren ausgewanderten Vaters, welcher Nachlaß zu Händen der Eidgenossen eingezogen und

^ lezter Jahrrechnnng verrechnet worden sei. In den Abschied. Absch. 128. s. — 57. (1590). Wiederholtes

ksuch des Niklans Riß, man möchte seinem Vetter Hans Riß das Erbgut seines Vaters zurükstellen; dabei

veist er, daß dieser Hans des Fridolin Riß ehelicher Sohn sei. Wird wiederum in den Abschied genommen.

Ich-138. c. — 58. (1591). Hans Riß wird mit seinem Gesuch um AusHingabe seines Erbgutes abgewiesen.

Ich' 163. n. — 59. (1594). Gerold Escher, alt-Stadtschrciber von Zürich, bringt vor, Kaspar Schwerter,

g^oseuer Chorherr und Cantor der Stift Zurzach, habe sich an Zürich um Schuz gewendet; dieses habe ihn

u in seinen Schirm aufgenommen, weil er nichts Strafbares begangen und freiwillig auf sein Canonicat

IMlrt habe; da nun aber der gewesene Landvogt zu Baden daS Eigenthnm Schweilers mit Beschlag belegt

" e, bitte es um Aufhebung dieses Arrests, einen allfälligen Abzug werde es sich gefallen lassen. Die Ge-

' len von Lucern und Schwyz nehmen das Begehren in den Abschied und wollen es an die V katholischen

^ Klangen lassen. (Am 14. März darauf sucht der Landschreiber um Weisung über diesen Arresthandel

Absch. 250. — 60. (1594). Im Namen des Kaspar Schwerter bittet Achilles Kerer, Redner von

Aufhebung des Arrests. Mit Mehrheit aber wird beschlossen, der Landvogt soll des Schwerters

Händen ziehen und den VIII regierenden Orten verrechnen, weil dieser bei Nacht und Nebel

Wrisse» Ehre, Eid und Gelübde gegen die Stift gebrochen habe. Da jedoch Zürich und Glarus

>vird ^mmen können, wird der Handel in den Abschied genommen. Absch. 254. Ii. — 61. (1594). Es

djx »"" Landvogt die Weisung erlassen, das verarrestirte Gut des Schwerter wohl zu versorgen. Auf

über'^^ ^"üsazung zu Baden sollen die Gesandten mit den nöthigen Instructionen versehen werden, um

Huki ^ kAedigtc Canonicat, Reformation der Stift und über eine Vereinbarung zu verhandeln, wie es in
Fällen zwischen dem Bischof von Constanz und dem Landvogt gehalten werden solle. Absch.

^ ^ (1594). Auf das Gesuch des Landvogts um Weisung, ob er das Vermögen des Schwerter,

n»n ^ ^""äelischen Lehre übergetreten ist, zu Händen nehmen oder es dem Schwerter verabfolgen solle, indem

Gut ^ Cantor das Pfrundhaus beziehen werde, wird mit Mehrheit beschlossen, der Landvogt soll das

Haus" ^ VIII Orte einziehen und verrechnen; dagegen verwendet sich Zürich nm Verabfolgung des
^hs an den Schwerter, jedoch vergeblich. Absch. 262. v. 63. (1594). Dem Landvogt wird nochmals
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anbefohlen, des Chorherrn Schwerter Hab und Gut zu verkaufen und den Erlös gehörig zu verrechnen. Absch-
269. k. — 64. (1595). Der alt-Landvogt berichtet, er habe eine Gült von 109 Gld., welche dem vom katholische»
Glauben abgefallenen Hans Kaspar Frey (Schwerter?),gewesenem Chorherr zu Zurzach, angehört habe, Z»
der Eidgenossen Händen ziehen wollen; da nun aber Sekelmeister Escher von Zürich diese Gült dem Frey
abgekauft habe, so bitte er um Weisung, ob er sie einziehen oder dem Escher verabfolgen »solle. Auf die Be¬
merkung der Gesandten von Zürich, daß Escher wirklich die Gült gekauft habe und daß sie des Frey ererbtes,
nicht auf der Stift erworbenes Eigenthum sei, wird diese Angelegenheit all instrueiniumgenommen.Absch-
283. b. — 65. (1596). Da der Beschluß von 1584 bezüglich der Keruengülten, gemäß welchem nach Verfluß
von zehn Iahren keine Kernenzinse mehr bezogen, sondern der gebührende Zins in Geld, mit fünf vom Hundert,
entrichtet werden dürfe, viele nachtheiligen Folgen hat, indem die Betreffenden das Capital aufkünden, oder
aber von 100 Gld. einen Zins von 1 Mütt Kernen sammt 4 Gld. an Geld haben wollen, was Viele in
äußerste Bedrängniß versezt, so wünscht der Landvogt, daß zum Schuze der armen Unterthanen eine entsprechende
Verordnung erlassen werde. Zugleich trägt er darauf an, von den Wirthen ein Umgeld zu beziehen, damit
die regierenden Orte für ihre großen Kosten in etwas entschädiget werden. Beide Begehren werden aä in-
struenämn genommen. Absch. 296. ä. — 66. (1596). Verordnung betreffend die Verzinsung der Kernengülte»
und deren Abkündbarkeit. (S. Absch. 307. au.).

5. Leibeigenschaft und Fall.
Art. 67. (1609). Da man erfährt, daß oft Personen, die bereits den Fall an ihre Leibherren bezahl

haben, von den Landvögtenauch noch darum angesprochen werden, wird erkannt, wenn einem Herrn in der
Grafschaft Baden der Fall gegeben worden ist, so soll kein anderer diesen noch einmal fordern dürfen. Absch'
697. k. — 68. (1611). Da sowohl der leibeigenen Personen als anderer Sachen halber in der Grafsch»^
große Unordnung herrscht, werden Stadtschreiber Zurlauben und alt-Landvogt Marti beauftragt, zu gelegen^
Zeit die Sache zu untersuchen und auf Gutheißen der Obrigkeiten hin eine Ordnung zu machen. Absch. 776.
(Weiter f. man Art. 49).

6. Abzug.
Art. 69. (1593). Vogt Huber von Jonen beschwert sich, daß der Landvogt von der Aussteuer sei»^

Frau, die er vor zwei Jahren zu Spreitenbach geheirathet habe, den Abzng fordere und ihn nur unter det
Bedingung davon entlasten wolle, wenn er von seinen Herreu von Bremgarten eine Bescheinigung bringe,
sie die in der Grafschaft Baden des Abzugs halber ledig lassen; da er diese Bescheinigung aber nicht erhalt
könne und in Berüksichtigung, daß das Kelleramt, in dem er wohne, von vielen der Benachbartenkeinen Abz^
nehme, so bitte er, ihm diesen Abzug zu erlassen. Es wird ihm unter der Bedingung entsprochen, daß er
seiner hohen Obrigkeit, nämlich Zürich, eine Bescheinigung beibringe, daß sie die in der Grafschaft Baden
Abzug frei erkläre. Absch. 235. aa. — 76. (1594). Der Landvogt, von den Gesandten Zürichs wegen ^
Abzüge von Heimsteuern, erheirathetem, eigenem und verfangenem Gut zur Rede gestellt, antwortet, er sei ^
Meinung gewesen, Zürich halte es gegenüber denen in der Grafschaft Baden ebenso; er wolle übrigens »
einer Tagleistüng einen Anzug darüber machen und was dann die regierendenOrte beschließen, dessen se> ^
zufrieden. Absch. 272. 4. — 71. (1597). Auf den Bericht des Landvogts,daß die in den Freiämtern ^
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haupten, von Erbschaften, die ihnen in der Grafschaft Baden zufallen, keinen Abzug schuldig zu sein, wird

^schlössen, sie haben diesen Abzug allerdings zu entrichten; wenn dagegen Erbschaften aus den Freiämtern in

b>e Grafschaft Baden kommen, so soll der Landvogt der Freiämter den Abzug davon auch nehmen. Absch. 330. u.

72. (1605). Auf die Beschwerde Zürichs, daß der Landvogt den Abzug von einem zu Altstätten gefallenen

Nachlaß anspreche, während dieses Dorf mit der Mannschaft und den übrigen Gerichten und Bußen der Stadt

Zürich zugehörig sei, wird verfügt, Zürich und der Landvogt sollen ihre Rechnungen über den Abzug zu Alt'

stätten zur Einsicht beibringen. (S. Absch. 560. ck.). — 73. (1605). Zürich legt eine Bescheinigung auf, daß

^ Zu Altstätten, wo es die niedere Gerichtsbarkeit und die Mannschaft, die Eidgenossen aber die hohen Gerichte

besizcn, wiederholt den Abzug bezogen habe, und verlangt, daß man ihm den Abzug von Untervogt Schwarz sel.

^rabfolgen lasse. Wird in den Abschied genommen. Absch. 567. ii. — 74. (1616). Schultheiß und Rath der

^tadt Baden lassen vor den V katholischen Orten vorbringen, es werde versucht, ihnen an ihrem Recht, von

^bgut, das aus ihrer Stadt gezogen werde, einen billigen Abzug zu nehmen, Eintrag zu machen; um ihre

"uterthänige Gesinnung zu erzeigen, wollen sie sich dazu verstehen, mit den Betreffenden über eine angemessene

sich zu verständigen, damit man sich in Zukunft zu verhalten wisse. Auf ihre Erklärung, daß sie gegen¬

über nnsern Orten nicht mehr als 5 vom 100 als Abzug nehmen und auf der Obrigkeiten Fürschriften hin

weitere Milderung eintreten lassen werden, wird auf Ratification hin diese Taxe angenommen. Absch.

928. e. _ 75 (1617). Ein Anstand zwischen dem Landvogt und denen von Kaiserstuhl in Betreff des Abzugs

b°m Nachlaß des verstorbenen Schultheißen Fischer von Kaiserstuhl, wird von den katholischen Orten bis zur

"bchsten Zusammenkunft eingestellt. (Man s. auch Art. 49). Absch. 944. ck. — 76. (1617). Anwälte der

Gemeinden Zurzach, „Riethen" (Rietheim), Mellikon und Reckingen klagen, Propst und Capitel der St. Berena-

als Gerichtsherren zu Kadelbnrg, fordern wider altes Herkommen von Hab und Gut, die sie aus dem

6 "M Kadelbnrg zu sich ziehen, den Abzug, während sie doch als Kirchgcnossen von Zurzach stets abzugsfrei

3^en einander gewesen seien. Dagegen läßt die Stift antworten, es sei allerdings eine Zeit her von dem,

>vas von Kadelbnrg in die Grafschaft Baden gezogen wurde, kein Abzug genommen worden, und zwar aus dem

u»de, weil die Grafschaft Baden und die Grafen von Sulz, in deren hohen Obrigkeit Kadelbnrg liege,

^kneinander abzugsfrei gewesen seien; weil aber in jüngster Zeit von dem einen und andepn Ort der Abzug

^Nonnnen und dadurch die Befreiung factisch aufgehoben worden sei, haben sie vermeint, von dem aus Kadel-

^3 gezogenen Gut den Abzug wohl auch beziehen zu dürfen, da Kadelbnrg mit Leuten und Gut, Twing und

und per Mannschaft bis an das Malefiz der Stift gehöre. Zugleich legen die Abgeordneten der Stift

'e Kauf- u„d andere Briefe und Abschiede vor, gemäß welchen ihr Kadclburg seit hundert vier und sechszig

^bre» gehört, (ein Extract dieser Briese von 1451, 1460, 1488, 1535, 1536, 1544, 1554, 1595 liegt als

^'bage Abschied), sowie eine Erkanntniß der V katholischen Orte vom 16. August lezten Jahres, in
° ^sf der Mannschaft und des Abzugs. Zürich und Bern aber vermeine», die Mannschaft von Kadelbnrg

^ re nicht der Stift, sondern den regierenden Orten, denn im Schwabenkrieg seien sie mit den Orten gereist,

^ kn> habe» sie sammt denen von Zurzach stets den Landvögten von Baden geschworen; es befremde sie, daß

^ ^ Orte von sich aus die Mannschaft und den Abzug der Stift zuerkannt und darüber Briefe und Siegel

^ e» haben. Diese entgegnen, sie haben ihre Erkanntniß in guter Absicht und Niemanden zu leid gegeben,

^ ^ nicht finden können, daß die Mannschaft zu Kadelbnrg den regierenden Orten gehöre, noch daß sie den

Vögten gehuldigt haben; man habe zu Kadelbnrg nichts, als was man vermittelst der Stift habe, und



Baden.

wenn die Stift Kadelburg nicht gekauft hätte, so hätten die regierenden Orte auch nichts daselbst; wenn man

ihnen zeige, daß die Mannschaft den regierenden Orten gehöre, so wollen sie sich gerne belehren lassen; sie

haben nicht im Sinn, Rechtsame aufzugeben, wollen aber auch Niemanden solche vorenthalten. — Die Ange¬

legenheit wird ad rekerondum in den Abschied genommen. Absch. 957. n.

7. Polizeiliches.

Art. 77. (1587). Achtbestellen ans Lienhard Nisin, Pfarrer zu Willisau. (S. Absch. 37. «.). — 78>

(1589). Ulrich Güffi von Klingnau eröffnet iin Namen der Gemeinde, daß jungst ein Wälscher aus dew

Augstthal (Aostathal), den sie als Bürger aufgenommen haben, mit Hinterlassung von zwei kleinen Kindern

und fast keinem Vermögen gestorben sei, und bittet, die Eidgenossen möchten die Waisen übernehmen und er¬

ziehen, wie es in der Grafschaft bei Absterben von Fremden üblich sei. Wird in den Abschied genommein

Absch. 191. d. — 70. (1615). Befehl an den Landvogt, mit den Heiden und Zigeunern gemäß der ergangenen

Abschiede zu verfahren. (S. Absch. 887. k.). — 80. (1616). Maßnahmen gegen die Heiden und Zigeuner.

(S. Absch. 918. i.).

8. Juden.
Art. 8l. (1612). Über die Abschaffung der Inden zn Klingnau sollen die V katholischen Orte ihre»

Gesandten nach Baden Instructionen mitgeben. Absch. 811. q. — 82. (1613). Die in der Grafschaft nwh'

nenden „hebräischen Inden" klagen wider Peter Albert, Zunftmeister, und Moriz Ferrand, Burger in Ch>w"

Einer Schuldforderung von 2000 Gld. wegen an einen fremden Inden im Reich für gelieferte Waaren ha^

jener diesen Juden, der sich flüchtig gemacht, vor das Kammcrgericht in Speyer citirt und, nachdem er dod

zu der Bezahlung nicht habe gelangen können, für die Schuld sie belangt unter dem Vorgeben, daß ein Jude

für den andern haftbar sei; auf diese Vorgabe hin habe er ans der vorigen Jahrrechnnng, ohne ihr Vorwissd'

und ohne sie citirt zu haben, die Bewilligung ausgebracht, auf ihren Leib, ihr Hab und Gut Arrest legen Z"

dürfen, bis sie ihm seine Ansprache sammt Zinsen, Kosten und Schaden bezahlt hätten; auf diese ErkanntlU>>

geftüzt habe er sie dann vor den Landvogt citirt, welcher es bei dem Arrest verbleiben lassen habe; dariibd'

müssen sie sich nun beklagen, da sie jenen Juden nicht kennen, keine Gemeinschaft mit ihm, noch Rath odd

That ihm gegeben haben; weder unter den Christen noch Juden sei es irgendwo gemeines Recht, daß, wo ke>"

Versprechen geschehen sei, Einer für den Andern bezahlen müsse; Albert solle jenen Juden zu Prag, wo d

seßhaft sei, berechtigen, oder vor dem kaiserlichen Kammergericht das angefangene Recht fortsezen, sie aber, dd

daran keine Schuld haben, unangesncht lassen und ihnen ihre großen erlittenen Kosten vcrgiiten; sie bitten ud

gnädigen Schuz und Hülfe. Albert dagegen begehrt, daß man ihn bei jener Erkanntniß schüze; denn we»'"

auch diese Juden für jenen betrügerischen entwichenen Juden bezahlen müssen, so werden sie sich wohl nsiedd

zu entschädigen wissen. Obschon man nun nicht für billig hält, daß Einer, er sei Jude, Heide oder Christ-

für einen Andern, mit dem er niemals Gemeinschaft gehabt oder ihn and) nur gekannt hat, bezahlen »nissi-

und obschon man den ferndrigen Beschluß aufheben könnte, da er in Abwesenheit der Kläger und ohne sie ^

citiren oder anzuhören zn Stande gekommen ist, so hat man diesen Handel doch in den Abschied genoinwe"'

die Obrigkeiten sollen ihren Entschluß darüber Zürich mittheilen, damit es dem Landvogt Berhaltnngsbefe^
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zukommen lassen kann; gleichwohl aber soll der Arrest bis zu Austrag des Handels unverändert verbleiben.

Absch. 831. u.

9. Märchen

Art. 83. (1595). Das Begehren Berns an die übrigen regierenden Orte, die Landmarche zwischen der

^'ufschaft und seinen Ortschaften Etzwyl, Mandach und Schloß Wessenberg gemäß Abschied von 1520 endlich

zu berichtigen, wird in den Abschied genommen. Absch. 283. an. — 84. (1596). Da Bern abermals die

^ünzanstände zu Etzwyl, Mandach und Sarmenstorf anregt und wünscht, daß die Sache einmal in's Reine

gebracht werden möchte, werden Bürgermeister Keller, Schultheiß Krepsinger und Landammann Schilter be-

zeichnet, »in mit denen von Bern diesen Streit beizulegen. Absch. 307. k. — 85. (1596). Die Gesandten auf

nächste Tagsazung sollen mit Vollmachten abgefertiget werden, ob man die vorgeschlagenen Artikel in Betreff

^wyl und Mandach annehmen oder Änderungen beantragen wolle, damit dieses Geschäft endlich einmal er¬

ledigt werde. Absch. 316. e. — 86. (1597). Uri macht Anzug, Bern erhebe Anspruch auf die vier Höfe

zu Etzwyl und Mandach, während sie nach dein Zeugniß der ältesten Leute stets zur Grafschaft Baden gehört

"ud vormals die Landvögte von Baden die Malefizgerichte daselbst abgehalten haben, ohne Einsprüche von

Seite Berns. Sein Antrag, Bern das Recht darzuschlagen, wird aä instruenäum genommen. Absch. 325. I>.

^ 87. (1597). Der Anstand zwischen der bernischen Herrschaft Schenkenberg und der Grafschaft Baden bezüglich

^ hohen und Niedern Gerichte zu Etzwyl wird nach Untersuch der Gewahrsamen beider Parteien auf höhere

^uehmignng hin also verglichen: 1. Die von Etzwyl gehören mit der Mannschaft und mit dem Kirchgang

bue von Alters her in das Kirchspiel und Amt Lcuggern. 2. In Bezug auf die hohen Gerichte verbleibt es bei

^ gegenwärtigen Marche, also, daß der Obervogt zu Schenkenberg die malefizischen Verbrechen, welche im

. ezwk von Etzwyl und Mandach vorfallen, berechtigen und das Malesizgericht über sie ergehen lassen darf,

^ber vor Abhaltung dieses Gerichtes den Landvogt zu Baden davon in Kenntniß sezcn soll, damit dieser oder

Untervogt beisize; die Kosten der Gefangenschaft und des Gerichtes sollen von beiden Obrigkeiten getragen

werden, ebenso fällt das allfällig vorhandene Guthaben einer malefizischen Person zu gleichen Theilen beiden

^heiin. z. ans die nieder» Gerichte hat in Zukunft der Bogt zu Schenkenberg die Befngniß, von
bis a,,f 27 Pfund in Holz und Feld, nach dem üblichen Recht der Herrschaft Schenkenberg zu strafen;

e>'n aber Einer höher als um 27 Pfund gestraft wird, so soll diese Buße beiden Obrigkeiten zu gleichen

^ hege» zukommen. 4. Hiemit sollen beide Obrigkeiten bei ihren alten Freiheiten, Rechten und Gerechtigkeiten

bleiben und ihnen beiderseits an denselben nichts benommen sein. Absch. 329. — 88. (1597). Bern wünscht

'"e Erklärung, ob man den zu Königsfelden über die Märchen zu Etzwyl abgeschlossenen Vertrag annehmen

" e nicht, indem es sonst den Handel an's Recht weisen müsse. Wird in den Abschied genommen. Absch.

M U — 89. (1598). Nachdem die Anstände zwischen der Herrschaft Schenkenberg und der Grafschaft Baden

' Betreff Etzwyl und Mandach nunmehr durch einen Bertrag berichtigt sind, wünscht Bern, daß, um künftige

l "nde zu vermeiden, die Ansmarchnng vorgenommen werde. Weil aber im zweiten Artikel des Vertrags

«»' '6) steht, daß es bei den gegenwärtigen Märchen verbleiben soll, so hält man nicht für nöthig, neue

"Meine zu sezen. Absch. 364. <1.

1«3
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10. Ohmgeld.
Art. 90. (1605). Auf den Bericht, daß in der Grafschaft kein Umgeld von den Wirthen bezogen werde

und daß man gar nichts auffinden könne, daß dieselben davon befreit seien, wird der Vorschlag in den Abschied

genommen, ihnen ein Umgeld aufzulegen, indem man dafür hält, sie können sich darüber nicht beschweren, jedoch

nichtsdestoweniger die große Maß bleiben zu lassen. Absch. 567. kll. (Man f. auch Art. 65, 94).

11. Znrzacher Markt
Art. VI. (1589). Abgeordnete des Cardinals Marc Sittich, Bischofs zu Constanz, und Anwälte der

Gemeinde Zurzach führen Beschwerde gegen die Überbindung der Kosten, welche durch die zu Schirmnng des

Marktes gebotene Anwesenheit der Landvögte daselbst erwachsen, und bitten, sie bei ihren Freiheiten und Ge¬

rechtigkeiten bleiben zu lassen und ihnen keine neuen Beschwerden aufzulegen. Nach Anhörung des alt-La»d-

Vogts Obmann Keller von Zürich, und in Berüksichtigung der großen Kosten wird erkannt, der Bischof so>

bei seinen Freiheiten, Gerechtigkeiten und Kaufverträgen und die von Zurzach bei ihren allhergebrachten Rechts

bleiben. Jndeß wird die Sache gleichwohl in den Abschied genommen, damit man sich über theilweise Abschaffung

der zu großen Kosten berathe. Absch. 101. o. — 92. (1590). Verordnung zu Verminderung der großen Un¬

kosten bei der Znrzacher Messe und Festsezung der Gebühren an die Amtleute, Landrichter n. dgl., sowie

Geschenke, des Appellationsgelds u. A. m. (S. Absch. 138. llä.). — 93. (1594). Der Gemeinde Zurzc^

wird vorgehalten, daß die Orte viele Kosten wegen des dortigen Markts haben, während sie, die Gemeinde-

den Nuzen von dem Standgeld und der Beherbergung ziehe; es sei also billig, daß sie etwas an ^

Zehrungskosten des Landvogts beitrage. Die Anwälte der Gemeinde aber bitten, sie bei ihren Freiheit

bleiben zu lassen. In Berüksichtigung jedoch, daß sie kein Umgeld geben muß und daß Jedermann auf d^

Märkten wirthet und viel einnimmt, wird der Gemeinde auferlegt, an jedem Markt dem Landvogt an st^

Kosten 50 Gld. beizutragen. Absch. 262. x. — 94. (1595). In Folge der vorgebrachten Bitte der Gemeinde

Zurzach, ihr die 50 Gld. gnädigst zu erlassen, wird folgender Vorschlag gemacht: An beiden Märkten soll

jedem Saum Wein 16 Schilling (bad. Währung) Umgeld bezogen werden, wovon die hohe Obrigkeit 10,

Bischof von Constanz 3 und die von Zurzach ebenfalls 3 Schl. erhalten; von diesem Umgeld ist Niemand, ^

an den Märkten wirthet, weder geistliche noch weltliche, weder fremde noch einheimische Personen, befreit; dn>

Verordnung soll je vierzehn Tage vor und vierzehn Tage nach dem Markt in Kraft sein. Die Stift und ^

Gemeinde bitten, diesen Vorschlag anzunehmen und sie hinfür bei ihren Privilegien und Freiheiten bezüg^

des Standgelds und anderer Auflagen bleiben zu lassen. Wird beiderseits zur Ratification in den Absc^

genommen. Absch. 283. s. — 95. (1598). Der Landvogt macht die Anzeige, daß er auf lezter Zurza^

Messe vernommen habe, welch' großer Betrug mit den gestoßenen Gewürzen getrieben werde, indem densei^

Dinge beigemischt werden, die der Gesundheit höchst nachtheilig seien, und schlägt vor, die Fehlbaren zu bestraf

und aus dem Lande zu verweisen. Absch. 364. o. — 96. (1606). Der Landvogt berichtet, es werde dem Verb°'

daß vor dem Montag auf den Znrzacher Märkten weder Kauf noch Verkauf getrieben werden dürfe,

nachgekommen; nun haben sich die Kaufleute anerboten, nach Verhältniß ihres Gewerbs etwas zu bezahl^

wenn sie, den Sonntag ausgenommen, alle Tage ihr Gewerbe ungehindert treiben dürfen; auf diese 2^
würden die erheblichen Kosten dieser Märkte gedekt werden. Wird in den Abschied genommen. Absch.
— 97. (1606). Da das Verbot, daß an den zwei Märkten zu Zurzach vor dem Montag Niemand ct^
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^ufeu oder verkaufen dürfe, nicht gehatten wird, so wird verordnet: Am Donstag nächst nach Pfingsten alt.

Aalend., am Freitag und Samstag (den Sonntag stets ausgeschlossen, denn an diesem Tage darf Niemand

^ schwerer Strafe kaufen oder verkaufen) und am Montag darauf soll der Markt frei sein und Jedermann

seinem Gewerbe »achkommen dürfen; man wird jedoch von Jedem, nach Berhältniß seiner Waaren, ein geringes

^eleitgeld beziehen, worüber sich Niemand zu beschweren haben wird; jedes Ort soll seine Angehörigen be¬

nachrichtigen, daß damit auf künftigem St. Verenamarkt der Anfang gemacht werde. Absch. 593. k. — 98.

(1607). Der dritte Theil des an den Zurzacher Märkten eingenommenen Geleitgeldes soll dem Bischof zu

°"stanz, die zwei andern Theile den regierenden Orten zukommen. Am Sonntag darf Niemand kaufen oder

Erkaufen, hiezu hat man an den dazu bewilligten drei vorherigen Tagen Zeit genug. Absch. 625. e. — 99.

s 616). Auf die Vorstellung des Landvogts, daß die Zurzacher Märkte wieder auf die frühere Zeit verlegt

^tden möchten, indem seit der Abänderung den regierenden Orten merklich Abbruch geschehe, werden die auf

24. August abgeordneten Herren beauftragt, über den Sachverhalt sich genau zu informiren und ihr Gut-

U'den auf nächster Tagsazung vorzulegen. Absch. 926. m. — 199. (1616). Auf das erneuerte Vorbringen des

Vogts, daß der Zurzacher Markt in Folge der vor einigen Jahren vorgenommenen Neuerung immer mehr

^»ehme und daß die Bewohner von Zurzach sowie die Handelsleute sich darüber sehr beschweren, wird die

° Ordnung hervorgenommen und dem Landvogt befohlen, sie noch auf dem gegenwärtigen Markt zu publiciren,

^äß welcher der Markt zu Pfingsten beginnen soll. Da dem Vernehmen nach das Standgeld ziemlich un-

erlegt wird und Kanflente mit wenig Waaren oft mehr geben müssen, als solche, die viele und köstliche

aaren halten, so wird den wegen der Mißverständnisse zwischen den Gerichtsherren und den Amtleuten

^Zuordnenden Gesandten der Auftrag ertheilt, die Rödel über das Standgeld zu untersuchen und gebührliche

aaeration zu schaffen. Als Abgeordnete werden bezeichnet Statthalter Wolf und die Landammänner Beßler,

und Böninger. Absch. 934. e.

12. Wildbann.

Art. 191. (1595). Die Beschwerde des Hofmeisters von Königsfelden über ein Verbot des LandvogtS

^»uglich des Jagdrechts und eine daherige Reclamation des Gesandten Berns wird in den Abschied genommen,
soll auf nächster Tagsazung darthnn, was es wegen seines Gotteshauses Königsfelden für Gerechtigkeiten

Wildbann anspreche. (S. Absch. 290. t'.). — 192. (1603). Der Landvogt berichtet, daß die Niedern

^tshcrren sich den Wildbann anmaßen, daß der Commenthnr Roll von einigen Orten die Erlaubniß

"6t habe, in der Grafschaft, ohne Einsprache des Landvogts Hagen und jagen zu dürfen, und daß, wenn man

' ^audvogt nicht bei dem Malefiz und dem Wildbann schüze, die Gerichtsherren zulezt das Malefiz selbst

tvürden. Weil nun bei allen Herrschaften und hohen Obrigkeiten der Wildbann, Hagen und jagen

d ' Malefiz gehört, so wird bestätigt, daß der Wildbann in der Grafschaft dem Landvogt allein zustehe und

13. Kirchliches und Glaubenssachen.

Pfarrer von Klingnau berichtet über die Unkenntniß seiner Unterthanen in ka-

Religionssachen und wie der Landvogt von Baden sie zum Abfall gereizt haben soll. Heimzubringen.

8- 194. (1589). Schwyz theilt mit, daß der Prediger von Weiningen in seinen Predigten wider
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die hl. Messe gelästert und sich auch geweigert habe, seineu Anstellungsbries, warin wie in den andern die

Verpflichtung steht, daß er nicht wider den Landfrieden predigen dürfe, zu besiegeln; es begehrt nun Auskunft,

ob Weiningen im Landfrieden begriffen sei oder nicht. Wird in den Abschied genommen. Absch. 108. o. ^

105. (1589). Der Landvogt wird von den katholischen Orten beauftragt, den Prediger von Weiningen, der

dem Landfrieden zuwider gegen den katholischen Glanben gelästert hat, in VerHaft zu sezen und den Proceß

gegen ihn einzuleiten. Absch. 110. e. — 106. (1592). Der Landvogt erhält den Auftrag, den wegen Lästerungen

gegen den katholischen Glauben inhaftirten Konrad Zimmermann von Klingnau nach Verdienen zu bestrafe»'

Absch. 190. e. — 107. (1595). Vor den V katholischen Orten klagt der Landvogt, daß ein gewisser Stäubli

von Sulz, der im Amt Rohrdorf sich allein zur neuen Religion bekenne, seine Frau und Sohnsfrau geiwthiget

habe, in der österlichen Zeit zum Tisch der Prädicanten zu gehen; er wünsche nun Weisung über sein Ver¬

halten, da jener die ihin auferlegte Strafe nicht bezahlen wolle. Wird in den Abschied genommen. Absch'

277. v. — 108. (1005). Auf seine Zuschrift wegen Religionssachen in den Dörfern Tägerfelden, Endingen u»d

Lengnau und wegen eines nengläubigen Bürgers zu Klingnau wird dem Landvogt aufgetragen, unverzüglich

einen Untersuch darüber anzustellen und es den Gesandten zu Baden zu berichten, wenn er auf Widerstand

stoßen sollte. Absch. 570. cl.

14. Gotteshäuser
g,. Baden (Beghincn).

Art. 109. (1014). Das Gesuch der Beghinen zu Baden um eine Beisteuer an den Bau eines neue"

Klösterleins wird in den Abschied genommen. Absch. 806. <1.
0. Baden (Kapuziner).

Art. 110. (1590). Auf Begehren des Nuntius wird an Schultheiß und Rath der Stadt Baden geschrieben'

sie möchten deü Bau des Kapuzinerklosters daselbst, wozu eine ziemliche Summe von wohlthätigen Person""

zusammengelegt worden sei, befördern. Absch. 156. b. — III. (1591). Man will die Einwohner zu Bade"

ermuntern, den Kapuzinern bei ihrem Klosterbau behülflich zu sein. Auch über die Clausur des Frauenklosie^

sollen Instructionen ertheilt werden. Absch. 162. k.

e. Fahr.

Art. 112. (1595). Die Klage des Klosters Einsiedeln wegen eines bei Schlieren erstellten WuhrS Z""'

Nachtheil des Klosters Fahr wird dem Landvogt zugestellt, damit er für Aufrechthaltung des Vertrags so>^

(S. Absch. 279. ö.). — 113. (1604). Schwyz soll sich beim Abt von Einsiedeln erkundigen, was man ^

Gewahrsame in Betreff der Mannschaft zu Fahr besize, damit man diesen Handel gegen Zürich eröffnen k»»"'

Absch. 548. i.
<1. Ritterhaus Leuggern.

Art. 114. (15V8). Schon früher hatten die V Orte an den Papst und den Großmeister zu Malta

schrieben in Betreff der Anstände zwischen dem Commenthur zu Leuggern und dem Commenthur Riedesel; »

des ersten? Ansuchen »verde?? diese Schreiben erneuert.*) Absch. 70. 1. — 115. (1589). In? Streitha»^

') Korrespondenz wegen des Streites zwischen dein Comnienthurz» Leuggern und dein Großbalteh Philipp Niedesel I- ^ ^
Abschiede 00^. 267—666 und Dv. 2—11 im Staatsarchiv Lucern.
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tische« dein Coniinenthur zu Leuggern und dein Commenthur Philipp Riedesel will man sich für den erstern
Nochmals verwenden. Absch. 112. 6. — 116. (1609). Der Meister des Johanniterordensin Deutschlandund
Fürst von Heitersheim, Arbogast, beschwert sich mit Zuschrift vom I.Iuli, daß der Commenthurvon Leuggern,
Johann Ludwig von Roll, in seinem sträflichen Ungehorsamgegen den Orden verharre, dem 1602 zu Baden
vereinbarten Vertrag nicht nachkomme und den ergangenen Citationen nicht Folge leiste; er wünscht gleichzeitig
ä" vernehmen, ob man Roll zur Nichtleistungdes so heilig gelobten Gehorsams und anderer Pflichten auf¬
muntere oder wessen er sich zu versehen habe. Nachdem man Roll unter Mittheilung dieser Klage vorbeschieden
und er persönlich sich genügend gerechtfertigt hat, wird an den Meister geantwortet (10. Juli), Noll habe sich
über sein Verhalten vollständig verantwortet, daher man ihn bitte, den gegen denselben gefaßten Unwillen fallen
^u lassen; seine Andeutung übrigens, Roll werde in seiner Halsstarrigkeit bestärkt, und die gegen diesen ange-

v)ten Maßregeln werde man den Obern hinterbringen, die sich darüber entschließen werden. Absch. 697. ll.
117. (1611). Verhandlung der V katholischen Orte in Betreff des auf die Johannitercomthureien gelegten

s^ests. Absch. 761. b.). — 118. (1611). Verhandlung mit dem Nuntius bezüglich dieses Arrests. (S.
üsch. 7g2. g,.). — Hg. (1611). Verschiebungder Gesandtschaft nach Rom wegen des Johanniterarrestes.

- Absch. 771. e.). — 126. (1612). Anzug wegen Unterschlanfgabe an Banditen Seitens des Commcuthurs
^ leuggern. (S. Absch. 814. e.). — 121. (1614). Den Commenthur zu Leuggern will man die begonnenen

uuten fortsezen lassen, da man dabei nichts der Erbeinung Widersprechendesfindet und er sich gutwillig
verboten hat, Alles wieder abzureißen, wenn man auf künftiger Jahrrechnungfinden würde, daß es der Erb-
°'"ung nicht gemäß sei. Absch. 858. ä.

s. Sionen (Sion).

(Man s. auch Kloster Wettingen und Judicatur- und Competcnzanstände).

. Art. 122. (1595). Die Gesandten auf nächste Tagsazung zu Baden sollen instruirt werden, bezüglich der
kvgal>e von Sionen an das Kloster Wettingen dem Prälaten gegenüber den Gesandten des Bischofs von

vustanz beizustehen, damit er nicht übereilt werde. Absch. 275. ll. — 123. (1596). Man will mit dein
untius Rüksprache halten in Betreff der Einkünfte des Klosters Sionen, ans daß sie, wenn das Kloster dem
^ eu nicht mehr einverleibt werden sollte, für den Unterhalt von Schülern aus den katholischen Orten ver^

^mdct würden. Absch. 309. ä. — 124. (1598). Der Prior von Oberried, Wilhelmiterordens, bittet um^itution des Klosters Sionen bei Kliugnau, um den Gottesdienst daselbst wieder nach des Ordens Regel
Mähren zu können. Dagegen bemerkt der Prälat von Wettingen, daß Sionen seinem Kloster einverleibt

^ °vn sei, die Wilheliniter aber beim Papst die Restitution ausgewirkt haben, daher er nun, nachdem er mit
^ Zahlung der laufenden Schulden und Zinsen große Kosten gehabt, entweder Vergütung dieser Auslagen oder

v Besiz Sionens verlangen müsse. Aus den vorgelegten Rechnungenergibt sich, daß Sionen auch jezt noch
Schuldenlast stekt. Deßwegen wird Vogt Zweyer beauftragt, die Verwaltung fortzuführen; inzwischen

>n ^ ^ ^ katholischen Orte sich beim Bischof zu Constanz verwenden, daß Sionen dem Kloster Wettingen
^ kv übergeben werde. Absch. 355. y. — 125. (1599). Was der Prälat zu Wettingen bezüglich des Gottes-

aufls Sionen vorgebracht und begehrt hat, wird aä rekvrencium genommen. Absch. 391. f. — 126. (1600).
^ptinann Zweyer, Bogt zu Kaiserstuhl, bittet die V katholischen Orte um Entlassung als Verwalter des
vsters Sionen, da nunmehr dessen Schulden größtentheils abbezahlt seien. Es soll nun jedes Ort auf nächste

^ Rechnung^ entschließe»,was man thnn und ob man, wenn dieses Kloster den Wilheliniter» wieder
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übergeben würde, jährliche Rechnungsablagevon ihnen begehren wolle. Msch. 410. m. — 127. (1609). Der
Landvogt und der Landschreiber nebst einem Abgeordnetendes Prälaten von Wettingen führen Beschwerde, daß
die Amtleute des Bischofs von Constanz, in Abwesenheit des Landvogts und wider der regierenden Orte Frei¬
heiten und ungeachtet erhaltener Warnungen nach Ableben des Priors zu Sionen einen neuen Prior eingesezt
haben. Darauf wird erkannt, daß diese Procedur ungültig sei und daß man an den Bischof von Constanz
dieser und anderer Eingriffe wegen, welche sein Vicar und seine Beamten sich erlauben, ernstlich schreiben wolle,
man werde dergleichennicht mehr dulden. Bezüglich der Ansprachen des Prälaten von Wettingen an das
Priorat wird jedem Ort ein Verzeichnis; der eingelegten Documente in den Abschied gegeben. Ihre Stimmen
hierüber sollen die Orte Lucern mittheilen, damit es das Schreiben an den Bischof erlassenZkann.Absch. 713. k.
— 128. (1609). Schwyz hat die Artikel des lezten Abschieds zu Lucern zu Kräften erkannt. (S. Absch. 714. b.).
— 120. (1610. Das Anbringen des bischöflich-constanzischenVogts zu Kaiserstuhl in Betreff der Haushaltung,
Visitation und geistlichen Obrigkeit des Gotteshauses Sionen wird von den katholischenOrten nä instrnenciuM
auf künftigen Tag zu Baden genommen.Der neue Prior Abraham Remigius wird bestätigt. Absch. 721. In
— 130. (1610). Ungeachtet man Vollmacht hatte, das Priorat Sionen dem Gotteshaus Wettingen zu incor-
poriren, so wird dieses doch von Zürich und Bern wieder in den Abschied genommen, weil die beiden Klöster
verschiedenen Orden angehören und der Prälat sich dessen mit eigener Hand „verzigen und begeben hat".
Absch. 722. i». — 131. (1610). Dem Begehren des Prälaten von Wettingen um Jncorporirung des Klösterleins
Sionen in sein Gotteshaus wollen Zürich, Schwyz, Unterwalden, Zug und Glarus entsprechen, insofern der
Prälat den Consens der geistlichen Obrigkeit dazu erlange; Bern ist abwesend und die Gesandten von Lucern
und Uri beziehen sich auf ihrer Oberu Stimme und nehmen das Geschäft uä vet'erenäum. Absch. 742. r. ^
132. (1610). Abt Peter von Wettingen wünscht, man möchte die Einwilligung der geistlichen Obrigkeit Z»r
Jncorporationdes Gotteshauses Sionen auswirken; im Fall a?er weitere Beschwerdensich erzeigen würden,
dringe er nicht stark darauf und wolle Sionen für sich selbst bleiben lassen, wenn ihm nur seine Kosten ver¬
gütet werden. Es wird erkannt, jene Orte, welche bisher consentirt haben, sollen wo möglich den Nuntius
zur Einwilligung bewegen, wenn aber dieses nicht geschehen könne, sollen Wettingen seine Kosten ersezt werden!
für den einen und den andern Fall werden dem Landvogt von Baden seine Rechte vorbehalten, daß kein Pri^
ohne seine Bestätigung eingesezt werden darf; man soll nämlich eingedenk sein, daß Vogt Zweyer ohne Vor¬
wissen des Landvogts den gegenwärtigen Prior eingesezt hat und daß alle dießfallsigen Protestationen
Amtleute ohne Erfolg waren. Ibiä. bb.

t'. Wettingen.
(Man s. auch Sionen).

Art. 133. (1593). In Betreff des Klosters Wettingen wird von den V katholischen Orten beschlösse»'
1. Ammann Zurlaubenvon Zug, der auf lezter Jahrrechnungstagsazung zu Baden sanimt dem Pannerherr»
Keller von Zürich hiefür bezeichnet worden, soll sobald möglich sich wieder nach Wettingen verfügen, für Voll¬
ziehung der beschlossenen Artikel sorgen und darüber einen Bericht abfassen, um ihn dein Ordensgeneral »»^
dem Capitel zu Salmanswyl zur Bestätigung vorlegen zu können. 2. Da man zu Tilgung der dringendste»
Schulden wenigstens 10,000 Kronen anleihen muß, worüber Zürich bereits sein Votum abgegeben hat, so
jedes der vier Orte seinen Bescheid darüber sobald möglich nach Lucern melden; inzwischen soll Zurlauben st^
die Zustimmung von Bern und Glarus sorgen. Absch. 240. n. — 134. (1593). Auf den Vortrag des
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^chillid von Zug, Verwalter des Klosters, und auf den mündlichen Bericht des Ainmann Znrlauben,werden
^ide nochmals beauftragt, eine Verificatio» der Kostbarkeiten und Schriften vorzunehmen.In Betreff des
gewünschten Anleihens anerbietet Lucern die Summe von lt),000 Gld. gegen genügende Sicherheit.Absch. 242. k.
^ 135. (1594). In Betreff der Reformation und Verwaltungdes Klosters werden Schultheiß Pfhffer und
^»dammann Abyberg beaustragt, auf ihrer Durchreise nach Baden über den Sachverhalt sich zu erkundigen
und darüber zu berichten. Und da der Bischof von Constanz den Zehnten zu Dietikon wieder auszulösen
wünscht, so wird er schriftlich ersucht, davon abzustehen. Absch. 249. k. — 136. (11194). Der neue Abt (Peter II.
Schmid von Baar) meldet, daß der resignirte Abt (Christof I. Silbereisen von Baden) sich mit seinem Ein¬
kommen nicht begnügen wolle und eine eigene Haushaltung führe, was dem Kloster beschwerlich sei, auch sollte
"'Mi ihn anhalten, das Silbergeschirr und die Kostbarkeitendem neuen Abt einzuhändigen, damit es nicht
abhanden komme, und Vorsorge treffen, daß er keine Schulden mache; ferner möchte man das Kloster Sionen,
solches früher dein Kloster Wettingcn einverleibt gewesen, aber seit einiger Zeit vernachlässigt worden sei,
demselben wieder übergeben. Wird in den Abschied genommen; inzwischen wird dem neuen Abt befohlen, die
^chin des alten Abts aus dem Kloster zu entfernen, wenn nöthig mit Hülfe des Landvogts;an Schultheiß
Und Rath der Stadt Baden wird geschrieben, man soll Jedermann warnen, dem alten Abt Anlaß zum
^chuldenmachen zu geben, indem das Kloster nichts bezahlen werde. Absch. 269. i. — 137. (1594). Der
^stgnirte Prälat wird in seinem Gesuch um Vermehrung seiner Einkünfte abgewiesen und dem neuen Prälaten
o>ue Bescheinigung darüber ausgestellt;zugleich wird dem Landvogt aufgetragen, das Silbergeschirr und die

ostbcirkeiten jenem abzufordern und diesem zu übergeben. Über Sionen will man später entscheiden. Absch.
^0. g. — 1ZH. (1595). Der Nuntins empfiehlt den Abt und das Kloster den V katholischen Orten und

' tot, erster» dazu zu bereden, daß er sich des Klosters Sionen nichts mehr annehme, sondern den Papst und
w ordentliche geistliche Obrigkeit in der Sache handeln lasse. Dieses Begehren und eine Zuschrift des Abts

^u Wettingen werden in den Abschied genommen,bis weiterer Bescheid von Rom einlangen wird. Absch. 279.1.
^ 139. (1598). Der Prälat, der laut Rechnung 15,000 Pfd. von den übernommenen Schulden von 105,000

s»ud bereits abgetragen hat, wird ermuntert, so fortzufahren. Absch. 355. e. — 140. (1599). Der Abt legt
ochnung ab. Sein Gesuch, die Landstraße außer der Klostermaner vorbeiführen zu dürfen, um das Kloster

^schließen zu können, wird in den Abschied genommen. Absch. 381. in. — 141. (1612). Da der Prälat den
^chirinorten jährlich Rechnung ablegt, was von keinem andern Prälaten geschieht, so wird der Antrag, entweder

von den andern in der Orte Schirm befindlichen Prälaten Rechnung abzunehmen, oder hicvon auch Wet-
"Pe>, z« freien in den Abschied genommen.Absch. 803. p. — 142. (1613). Jnstructionsgemäß wird beschlossen,
^ Prälat soll jährlich Rechnung ablegen wie bisher. (Vgl. deutsche gem. Vogt, überh., Art. 151). Absch.

, ' — 143. (1614). Den Abzug zu Wettingcn, worüber bereits an den Prälaten geschrieben worden ist,
Man aus guten Gründen nicht fallen lassen. Absch. 850. v. — 144. (1616). Ungeachtet der Prälat be-

^'Mot, man habe ihm auf der lezten Jahrrcchnung die jährliche Nechnungsstcllungerlassen, wird ihm wie
^ Alters her die Rechnung abgenommen und dabei erkannt, daß er auch in Zukunft über die Einnahme»
' Ausgaben des Gotteshauses jährlich ordentliche Rechnung geben solle. Absch. 926. i. (Weiteres s. man

53 ". 54).
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z. Stift Zurzach,
(Man s. auch Justizsachen, Judikatur- und CompeikiizanstSnde, Abzug).

Art. 145. (1587). Den Gesandten nach Baden sollen Vollmachten mitgegeden werden, um in Betreff des

ärgerlichen Lebens der Chorherren zu Zurzach die angemessenen Maßregeln zu treffen; inzwischen soll mit
dem päpstlichen Legaten darüber Rath geHallen werden. Absch. 42. r. — 146. (1588). Chorherr Holdermeyer
soll seine Pfründe zu Zurzach entweder residiren oder resigniren. (S. Absch. 63. f.). — 147. (1588). Vor de»
V katholischenOrten wird vorgebracht, daß Chorherr Waldkirch seine Concubine bei sich habe und wahrscheinlich
nicht recht katholisch sei. Ibicl. v. — 148. (1588). Priester vr. Nöslin von Zurzach bittet um Entlassung,
weil er aus dem geistlichen Stande getreten sei und andere Dienste angenommenhabe, und um Verwendungs¬
schreiben an den Grafen von Fürstenberg und den Landvogt zu Baden. Entsprochen. Absch. 72. Ii. — 14S
(1589). Der neuerwählte Propst, Niklaus Holdermeyer von Lucern Präsentirt sich vor den V katholischenOrte»
und empfiehlt sich und seine Stift. Es wird ihm Beistand und Gewogenheit zugesichert. Absch. 97. Ii.

150. (1589). Der Pfrnndabtausch zwischen vr. Nöslin von Zurzach und Herrn Waldkirch wird bestätigt,
jedoch unbeschadet den Rechten des Landvogts und Landschreibers. Dein Bischof von Straßbnrg wird für sei»
Schreiben in Betreff des erster» gedankt. Absch. 104. Ii. — 151. (1590). Pannerherr Keller und Landamina»»
Reding sammt dem Landvogt zu Baden und dem Vogt zu Klingnau werden ans Begehren des vr. Rösli be¬
auftragt, nach Zurzach und Tägerfelden sich zu verfügen, dort des Doctors Güter zu schäzen und desse»
Gläubiger zu befriedigen. Absch. 138. tfi — 152. (1590). In seinem und des Capitels Namen verantwortet
sich Niklaus Holdermeyer, Propst der Stift Zurzach und Chorherr an der Stift Münster, warum sie den vo>»
Landvogt zu Baden an die Stelle des abgesezten Dechanten ernannten vr. Rösli nicht haben anerkennen könne»!
es sei dies nicht aus Ungehorsamgegen die Obrigkeit, sondern auf den init Excommunicationsandrohungbe¬
gleiteten Befehl des päpstlichen Nuntius geschehen. Mau erklärt sich mit dieser Verantwortungbefriedig»
Absch. 144. i. — 153. (1590). vr. Röslin, Pfarrer zu Schwyz, stellt in Betreff der Besiznahmedes Dekanat
und der Pfarre zu Zurzach eine Bitte, damit er durch Vermittlung der beiden Cardinäle von Österreich »»^
Hohenems seine Dispensation von Rom erlange. Ihre Voten darüber sollen die übrigen Orte nach Lucer»
melden und Uri mit dein päpstlichen Nuntins Rüksprache halten. (Im Allgem. Abschiedbd. W. 240 steht e>»
Auszug aus einem Brief des Nuntius, worin dieser sich über vr. Röslin äußert: „Vnd ir werdent seckst»-
das der Nößly noch ein böß end nemmen würdt vnd syner Hoffart vnd yttelkeit end würdt sin, das er ei»»
weders in das ban fallen oder aber zun kätzeren entflöhen würdt"). Absch. 152. b. — 154. (1592).
Nöslin übersendet eine Verantwortung in Betreff seines begangenen Concubinats; nichtsdestoweniger wird de»
Beschluß über seine Abseznng als Dekan zu Zurzach bestätigt. Absch. 201. c. — 155. (1592). vr. Joh»»"
Fürer, genannt Röslin, gewesener Dechant und Chorherr zu Zurzach, reicht eine Verantwortungsschrift (ä> ^
3. Mai) ein. Nach seinem Wunsch wird ihm ein Abschied bewilligt. Absch. 218. b. — 156. (1617).
Waller, Dekan der St. Verenastift beklagt sich über den Landvogt, der ihn des Dekanats zu priviren
unterstehe,ungeachtet er ihm eine freiwillige Gabe von in die 100 Kronen zugesichert habe, und bittet »"'
Beistand. Wird in den Abschied genommen, damit jedes Ort seine Stimme Lucern überschike. Dieses st
inzwischen den Landvogt zu einem gütlichen Vergleich mit dem Dekan crmahnen. Absch. 951. o.
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15. Locales.

a,. Baden.

Art. 157. (1610). Abgeordneteder Stadt Baden tragen vor den Gesandten der katholischen Orte vor,

den neulichen gefährlichen Läufen seien sie entschlossen gewesen, die Stadt und den Paß zu Händen der

^tholischen Orte nach Vermögen zu schiizen und zu erhalten, und haben ohne viel Lärm die nöthigcn Vorbe-

Zungen getroffen; nun aber sei der Bezirk der Stadt so groß, daß ihr Volk zu dessen Beschirmung nicht

Mutigen würde, weßhalb ihnen der Landvogt 400 Mann aus der Grafschaft versprochen habe; sie bitten nun,

'»an möchte dieses Versprechen für vorkommende Fälle bestätigen, indem sie auch fernerhin nicht ermangeln

werden, zur Ehre Gottes, zu Erhaltung des katholischen Glaubens und der Reputation der katholischen Orte

^'b, Gut und Blut darznsczen. Diese Erklärung wird mit besonder»! Wohlgefallen aufgenommen, das Ver«

^'eche,, des Landvogts ratificirt und daneben versichert, daß man ihre Gesinnung den Obrigkeiten gebührend

^ühinen werde. Absch. 742. t.

k. Dietikon.

Art. 158. (1615). Man vernimmt mit großem Mißfallen, daß Zürich eigenmächtig den Unterthanen zu

^dorf Kirche zu Dietikon einen Taufstein aufgerichtet habe, und ist nicht gesonnen, diese Verachtung

Und diesen Troz hinzunehmen. Da man indcß nicht für angemessen erachtet, dnrch die Amtleute zu Baden

Taufsteiu bei Nacht wieder aus der Kirche entfernen zu lassen, wie er hinein gethan worden ist, und damit

iu dieser wichtigen Sache mit desto mehr Grund und Ansehen handeln kann, insbesondere da verlautet,

^ sei der Nengläubigen Tanfgeschirr zu Dietikon etwas Verachtung erzeigt worden und es haben die Kirchs

üeiiossen Ginsezung mitgeholfen, will man einstweilen bei dem Landschrciber und dem Untervogt zu

^udeu über den Sachverhalt sich genau erkundigen und darauf einen Tag zu Gersan oder Weggis abhalten,

sich dort über die nöthigen Maßregeln zu entschließen. Absch. 889. n. — 159. (1615). Aus den einge¬

igten Berichten ergibt sich, daß der Abt zu Wettingen und der Pfarrer zu Dietikon die meiste Schuld an

^ Aufrichtung des Tanfsteins tragen, indem sie ohne Vorwissen der katholischen Orte es haben geschehen

ussiu. Gleichwohl hält man für nöthig, sowohl zur Erhaltung der Reputation als damit die Zwinglischen

^st noch größere Dinge sich herausnehmen, dem Abt sein Verhalten nach Gebühr zu verweisen und den

>>ller von Urdorf, der hauptsächlich dieses Feuer angezündet hat, nach Verdienen zu bestrafen, „im Fahl

so uil befncgt". Im Übrigen will man sich die von den badischcn Amtleuten vorgeschlagenen Mittel,

^'Rich Einsczung des Altars, Änderung der Kanzel und Vcrsezung des Taufsteins gefallen lassen, einen

^'dlichou Beschluß aber verschieben, weil man nicht vollzählig versammelt ist und zuvor des Abtes Rechtfertigung

^uehiueu möchte. Absch. 890. n. — Iktt. (1615). Nach nochmaliger Verlesung des von den Amtleuten ein

^oiuiueueu Berichts, sowie der vom Prälaten von Wcttingen seither eingelangten Antwort, wird das Bedauern

^gesprochen, daß der Prälat sowohl als der Pfarrer der Sache ruhig zugesehen haben, weßhalb dem Prälaten

^ " Verhalten verwiesen und gegen Zürich Klage über seine Eigenmächtigkeit geführt werden soll. Da indessen
^ ^aufstein an der Stelle und in der Höhe des Nachtmahltisches aufgesezt worden ist, möchte man ihn wohl

^ bleiben lassen, jedoch soll kraft des Landfriedens der katholische Tanfst^i» „vorstehen" nnd der neue dem

^ tische,, Gottesdienst nicht hinderlich sein. Und da der Prälat vermeint, daß es des gewünschten Altars
' ber Kirche nicht bedürfe und daß noch mehr Troz nnd Schmach an Altar und Bildern zu besorgen wäre,

genüge,, würde, wenn man die Kanz-4 an einen geeigneter» Ort stellte, so sollen die Gesandten, die
184
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nächstens nach Baden gehen werden, die Kirche zu Dietikvn besichtigen lassen und noch vor ihrer Abreise nach
Baden das Nöthige anordnen. Wofern aber Zürich weder zu dem Einen noch zu dem Andern sich verstehe»
sollte, so soll man den neuen Tanfstein entfernen. Absch. 891. a. — 161. (1615). Die V katholischen Orte
finden sich zwar durch die ohne ihr Lorwissen geschehene Einsezung des neuen Taufsteins der Evangelischen Z»
Dietikvn beschwert, glauben aber, daß man sich zufrieden geben würde, wenn die vor den Hochaltar der Ka¬
tholischen gesezte Kanzel auf die Seite versezt, der Tanfstein aus der Bütte der Kirche an einen andern Ort
gerükt und der vor einigen Jahren entfernte Altarstein wieder an Ort und Stelle gethan würde. Zürich,
Bern und Glarus haben sich dieses Anzugs nicht versehen, indessen geben die Gesandten Zürichs ihre persönliche
Meinung dahin ab, ihre Obern haben sich mit dem Collator, dem Abt von Wettingen, darüber freundlich ver¬
glichen und mit dessen Consens den Tanfstein dorthin gesezt, nachdem das frühere Tanfgeschirr verunreinigt
worden sei, die begehrte Veränderung hi der Kirche aber nehmen sie uä rekeromlum. Absch. 893. x.'— 162'
(1615). Betreffs des spänigen Altars und der Kanzel zu Dietikvn läßt man es für einstweilen bei dem früher»
Beschlüsse, nämlich daß die Kanzel versezt werden solle, bleiben. Bezüglich der Aufrichtung des Altars
man auf einen günstiger» Zeitpunkt, z. B. den Aufritt eines katholischen Landvogts, warten, die Sache jedoch
in keinem Fall ersizcn lassen. Absch. 900. I.

o. Elldingen.

Art. 163. (1604). Das im Namen der Katholischen zu Endingen vorgebrachte Gesuch des Landvogts »"'
eine Beisteuer an den Van einer neuen Kapelle wird in den Abschied genommen. Absch. 533. x. — l6ä
(1604). Auf der lezten Tagsazung ist denen in der Gemeinde Endingen, welche zum katholischen Glaube»
übergetreten sind, eine Beisteuer von 20 Kronen von jedem der V katholischen Orte an den Bau ihrer Kirchs
versprochen worden. Da nun der Landvogt Bezahlung begehrt, so wird es in den Abschied genommen,da»'"
die Orte ihren Betrag beförderlich nach Lncern zur Weiterbeförderungsenden. Absch. 544. I. — 165. (1606)'
Zn Herstellung der den Katholischen zu Endingen überlassenenbaufälligen Kirche hatte jedes der regierende!'
katholischen Orte aus christlichem Eifer eine Beisteuer von 20 Kronen versprochen, bisher aber nur Lucer"
seinen Antheil bezahlt. Da nun troz verschiedener Hindernisse der katholische Glauben dort zunimmt, und
wenigen Wochen noch „zwei Hußgesind" dazu gekommen sind, werden die vier andern Orte gebeten, als ^
weis, daß diese Bekehrung auch ihnen angenehm sei, ihren Beitrag ebenfalls zu leisten. Absch. 581. 9.

ck. Klingnau.

Art. 166. (1592). Der Bericht über die Streitigkeiten zwischen den Burgern der katholischen und de"
evangelischen Confession zu Klingnau und die darüber aufgenommenenKundschaftenwerden in den Absch'^
genommen. Absch. 220. i. — 167. (1593). Auf nächste Tagsazung zn Baden sollen die Gesandten über ^
Anstände zwischen den alt- und den nenglänbigenBurgern zu Klingnau instruirt werden. Absch. 229. 5 ^

168. (1593). Da die Anhänger der neuen Religion zn Klingnau viele Neuerungen anfangen wollen, die ^
meinde dagegen das Gesuch um Schuz bei ihren Freiheiten und altem Herkommenstellt, so wird das /
Justructionsertheilungauf nächste Tagsazung in den Abschied genommen.Absch. 235. x. — 163. (1^'
Vor den Gesandten der VIII Orte führen die Evangelischeuzu Klingnau Beschwerde, daß der dortige
sie uöthigen wolle, nur zu Klingnan zur Kirche zn gehen, und bitten, sie bei ihren alten Bräuchen und b"^
Landfrieden zn schirmen. Darauf erwidert der Vogt, es sei wahr, daß er die Evangelischen geheißen
entweder in die katholische Kirche zn gehen oder wegzuziehen, das habe er iudeß auf Befehl der Mehrheil ^
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gethan; ans dem bisherigen Verlauf der Sache zeige sich, daß nur einige wenige Evangelische zu Klingnau

Zuriikgebliebcn seien, mit der Verpflichtung, sich still zu verhalten; sodann thncn die durch den Untervogt auf-

^"oinnienen Kundschaften dar, daß sie nie im Landfrieden begriffen gewesen. Nun wird beschlossen, die

Evangelischen zu Klingnau und Döttingen sollen, da sie nie im Landfrieden gewesen sind, verpflichtet sein, den

Gottesdienst in der Pfarrkirche zu Klingnau zu besuchen und die Feiertage und Fasten zuhalten; will Jemand

^ nicht thun, so mag er bis künftigen März nach Zurzach, Tägerfelden oder anderswohin, wo man den

Landfrieden hat, mit Hab und Gut ziehen. Absch. 307. g. — 170. '(1598). Heinrich Koller und Konrad

- ageli» von Klingnau beschweren sich, daß der Vogt sie zwingen wolle, in den katholischen Gottesdienst zu

^hen »der fortzuziehen, und bitten um Schuz. Dagegen berichten alt-Landvogt Zwcyer und der gegenwärtige

Jost Tschndi, daß sie gemäß Abschied von 1590 gehandelt haben, da Klingnau und Döttingen nicht im

andfrieden begriffen seien, und daß Koller gegen die V katholischen Orte Beschimpfungen ausgestoßen habe,

'od in den Abschied genommen. Absch. 355. an. — 171. (1598). An Hauptmann Zweycr wird geschrieben,

^ soll mit dem Procediren im klingnauischcn Handel innehalten, bis die Jnventarisation im Schloß zu Baden

geschehen sei. Absch. 358. n. — 172. (1003). Der Stadtschrciber zu Klingnau meldet im Namen der Bürger¬

est, vor 99 Jahren habe der damalige Landvogt, Hetzet von Lindach von Bern, ihnen einen „Rychs Ansatz"

Ziehen, den sie bisher genuzct und sich daraus beholzet haben, leztes Jahr aber habe ein Frost ihre Reben

^derben, weßwegen ihnen Landvogt Klauser bewilligt habe, den Reichsansaz zu reuten und anzupflanzen; sie

ku nun, die darauf haftenden Zehnten ihrem armen Spital verabfolgen zu dürfen. Dagegen behauptet der

°»i>nenthur von Noll zu Lenggcrn, daß der auf diesem Reichsansaz verfallende Zehnten ihm gehöre, weil

stelbc laut der Kaufbriefe in seinem Bezirk und Twing liege. Sodann macht auch die St. Verenastift zu

'/ä'zach Ansprüche auf diesen Zehnten. Der Gegenstand wird ml instruviulum genommen. Absch. 504. A. —

" (1611). Vor ungefähr achtzehn Jahren war beschlossen worden, daß alle Nichtkatholiken aus dem Kirch-

^'3 Klingnau fortziehen sollen; da nun dieser Beschluß aus Saumseligkeit nicht vollzogen worden ist, wird

» Obervogt anbefohlen, den zwei noch übrigen Haushaltungen anzuzeigen, sie sollen sich einrichten, bis

ästigen Martinstag wegziehen zu können. Absch. 705. i.

o. Ncuenhos.

Art. 174. (1590). Die von Neuenhof bitten die Gesandten der regierenden Orte um eine Untcrstüzung

^ ihr erlittenes Vranduuglük. Beschluß: Der Landvogt soll ihnen 24 Gld. auf Rechnung der Orte vcrab-
Absch. 128. r. — 175. (1591). Schon auf leztcr Jahrrechnung war den Brandbeschädigteu zu Neuenhof

° stnterstüzung von je 3 Gld. auf jedes Ort zuerkannt worden, wegen Todfall des Landvogts aber haben

«och MM erhalten. Auf ihr Ansuchen wird nunmehr das Geld ausgehändigt. Absch. 178. >v.
1. Tägerfelden.

^ Art. 17k. (1006). Auf den Bericht, daß der Altar zu Tägerfelden zerstört worden sei und der Landvogt
k Untersuchung über diesen Frevel eifrig fortseze, wird beschlossen, jedes Ort sott seine Gesandten auf nächste

Mzung zu Baden mit Vollmacht verschen, damit die Schuldigen bestraft und die Kapelle wieder erbaut

brvis^ (^^6). Einige Frevler haben den Altar in der Kirche zu Tägerfelden abgc-
, ieu und dann die Gemeinde versammckt, ohne den Landvogt davon in Kenntniß zu sczen, und Gesandte

hiiij gvschikt; dem Befehl, den Altar wieder herzustellen, haben sie nicht Folge geleistet und abermals
dem Rüken des Landvogts »ach Zürich sich begeben; die vom Landvogt ihnen auferlegte Buße von 100
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Pfund haben sie nicht leisten wollen und nochmals Rath in Zürich geholt. Die katholischen Orte halten nun

dafür, daß die Strafe von denselben bezogen werden solle, Zürich dagegen meint, sie haben nur bei denen, die

auch ihre Obrigkeit seien, Rath gesucht. Wird bis zu nächster Jahrrechnuug verschoben. Absch. 580. k.
178. (1807). Auf das Gesuch des Laudvogts um Weisuug über Bestrafung jener, welche vor einiger Zeit den

Altar aus der Kirche entfernt haben, wird nach Verhöruug der Kundschaften erkannt: Den Prediger und de»

Hans Frey, als Hanptanstifter, und den Matthäus Wetter, die nach der Strenge des Gcsezes das Leben

verwirkt hätten, soll man am Leben schonen, jedoch ernstlich strafen, die andern Schuldigen mag der Landvogt

nach Gutdünken bestrafen, ihnen jedoch die fernere Strafe erlassen, wenn sie ihm den Rädelsführer Hans Frey

einliefern; dabei soll er sich erkundigen, ob ein Katholik zu Tägerfelden sei, der fähig wäre, das Amt eines

Vogts zu verwalten, damit dieser dann durch den Abt zu St. Blasien eingesezt werden könnte; endlich soll er

für Wiedererbanung der niedergerissenen Kapelle sorgen. Absch. 814. e.
A. Zchwarz-Wasscrstclzen(Herrschaft).

Art. 179. (1589). Ludwig Tschndi von Glarus eröffnet, er besize eine Verschreibungvon der Domstist

Constanz und die Einwilligung des Cardinals von Österreich (ans den Fall dieser Bischof von Constanz würde),

daß man ihn bei der Pfandschaft Wasserstelzen auf den Manusstamm verbleiben lassen wolle; er bittet, ihn

dabei zu schüzen. Wird in den Abschied genommen. Absch. 101. k. — 180. (1589). In dem Anstand zwische»

dem Gardehauptmann Segesser in Rom und Ludwig Tschndi von Glarus über den Pfandschilling SchwarP

Wasserstelzen gründet Tschndi seine Ansprache darauf, daß er den Pfandschilling vom gegenwärtigen Bischt

von Constanz, dem Cardinal von Österreich, erlangt, Segesser aber darauf, daß er ihn lange zuvor vom da'

maligen Bischof, dem Cardinal von Ems, erworben habe. Beide begehren Bestätigung ihres Rechtes. Heü^

zubringen. Absch. 112. e. - 181. (1589). Was der Cardinal von Ems am 18. August in Betreff d^

Pfandschillings Wasserstelzen geschrieben hat, wird nck roldreiutuiii genommen. Absch. 117-8- — 182. (1599)-

Ludwig und Meinrad Tschndi von Glarus tragen vor, der Bischof und die Domstift Constanz haben de>"

erstern für seine vieljährigen treuen Dienste die Pfandschafl Schwarz-Wasserstelzen in der Grafschaft Bade>'-

mit der Rachfolge i» männlicher Linie und wie Hans Melchior Heggenzer dieselbe besessen, um den alten Pfand'

schilling von 1400 Gld. und den Banschilling schriftlich und mündlich versprochen, nun wolle ein Theil der

Domherren, zuwider jenem Vertrage, ihm zumuthen, daß er auch die Schulden, welche der Cardinal von

oder sein Statthalter daselbst gemacht haben, bezahle; sie bitten daher, das Domcapitel anzuhalten, daß ihne"

genannte Psandschaft gemäß Verschreibung übergeben werde. Der Weihbischof und der Domdechant erwidert

jene Pfandschaft möge wohl von einigen Domherren dem Tschndi zugesichert worden sein, allein die Verleih»^

derselben stehe nicht den Domherren, sondern einzig dem Bischof zu und jedenfalls müsse zuvor die Anspra^

des Jost Segesser von Lucern an jene Pfandschaft erörtert werden. Wird in den Abschied genommen Abs^

188- A. — 183. (1593). Vogt Ludwig Tschndi zu Kaiserstnhl und Friedrich von Landsberg, mit Beistand

Hans Rudolf von Schönau, österreichischer Rath, Hans Ludwig von Heideck, Waldvogt und Schultheiß-^

Waldshut, und des Michael Meyer, der Rechte Licentiat, eröffnen ihre Ansprache in Betreff der Pfands^

des Schlosses Schwarz-Wasserstelzen sammt dazu gehörigen Rechten und Gerechtigkeiten^ Räch Anhörung ^

Nechtstitel beider Parteien bemerkt der Abgeordnete des Bischofs, er habe zwar nur Vollmacht anzuhören, ^

er nun aber vernommen, daß der Handel auch den Bischof und das Domcapitel angehe, so bitte er, nichts/

beschließen, bis er dem Bischof darüber Bericht erstattet habe. Darauf wird beschlossen, der von Landsb^
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Tschudi sollen bei ihren Briefen und Siegeln bleiben, bezüglich der streitigen 2000 Gld. seien sie au

^ichof und Domcapitcl gewiesen, wenn sie sich über den Besiz des Pfandschillings und den Abgang der

Wälder nicht vereinbaren können, so sei jedem Theil sein Recht vorbehalten. Absch. 235. e. — 184. (1595).

'»dlvjg Tschudi und Friedrich von Landsberg, welche abermals ihren Streit wegen des Schlosses Schwarz

^asserstelzen im Rhein vorbringen, werden angewiesen, sich ans gütlichem Wege zu vergleichen. Da aber

tschudi sich dazu nicht verstehen will, so soll jedes Ort, an das er dieser Sache wegen gelangen möchte, ihn

^weisen und gegenwärtigem Entscheid nachzukommen heißen. Absch. 283. n. — 185. (1008). Auf den nach

'"cern angesezten Tag sollen die Gesandten Befehl mitbringen über das, was Bogt Zweyer im Namen des

^'Ichofs von Constanz wegen der Tschudi von Glarns hinsichtlich der Pfandschaft Schwarz-Wasserstelzen au¬

sbracht hat, was mit demselben zu reden sei, wie jeder Gesandte weiters zu berichten weiß. Absch. 050. ä.

^ (1008). Beschwerde Zürichs gegen den Bischof von Constanz, daß er den Tschudi zu Schwarz-

^sserstelzen den schuldigen Pfandbrief nur gegen einen Revers übergeben wolle, daß sie und ihre Nachkommen

^ der katholischen Religion verbleiben. (S. Absch. 051. I>. '.). — 187. (1008). Eine im Namen des Bischofs

seinen Obcrvogt zu Kaiserstuhl, Hauptmann Andreas Zweyer von Uri, gethane Anregung bezüglich der

^arz-wasserstelzischen Pfandschaft gegen die Tschudi von Glarns wird, obwohl man als eifrige Katholiken

^ begehrten Willfahrnng ganz geneigt wäre, wegen Mangel an Instruction in den Abschied genommen,

abei sollen auch die andern katholischen Orte angegangen werden sich zn erklären, daß die Tschudi, als des

'Ichofs Lehenträger und wegen der vom Bischof genossenen großen Gnaden versprechen mögen, katholisch leben

""d sterben zu wollen. Die Orte, welche sich bereits entschlossen haben, sollen dabei verbleiben, die andern

Stimmen ans nächstem Tage abgeben. Absch. 052. d. — 188. (1008). Ans abermalige Bitte des Hanpt-

>Naii„s Zweyer, dem Bischof behülflich zu sein, beschließen die V katholischen Orte, die Sache solle auf künftiger

zu Baden zur Berathung kommen und die Tschudi auch dahin geladen werden. Daselbst will

sich auch wegen der Religion der wasserstclzischcn Unterthanen und mit Zürich in Betreff des Landfriedens

^ Kaiscrstuhler und anderer auf dieses Geschäft bezüglicher Punkte besprechen, indem man keine andern als

Acholische Unterthanen in Käiscrstnhl sich sezen lassen will. Absch. 053. g. — 189. (1008). Sowohl von Seite

) Erichs als des Jost Tschudi von Glarns zn Wasserstelzen wird berichtet, daß der Bischof von Constanz den

ichnldigen Pfandbrief um das Schloß Schwarz-Wasserstclzen den Brüdern Tschudi immer noch nicht zugestellt,

^ ch»en lezthin zugemnthet habe, für sich und ihre Nachkommen einen Revers auszustellen, daß bei Verlust
Pfandschaft weder im Schloß noch den dazu gehörigen Fleken und Orte» eine andere als die katholische

^gion geübt werden solle; gegen diese Zumuthnng habe Zürich wiederholt beim Bischof reclamirt, aber noch

^ schließliche Antwort erhalten; dem Bernehmen nach bestärken ihn die katholischen Orte darin. Da nun

diese Sache nicht nur die Tschudi, sondern auch Zürich, Bern und Glarns, als mitregierende Orte der

^fschaft Baden, berührt und diese nicht zugeben können, daß Prälaten und Andere bei Verleihung von

^ondschafwn und Lehen, die unter dem Landfrieden und in der eidgenössichen hohen Obrigkeit gelegen sind,
Zeichen Rechte sich anmaßen, und da in dieser Sache weder schriftlich noch mündlich etwas Weiteres zu

^chen sein wird, wird verabschiedet, daß ans künftiger Jahrrechnnng zn Baden, wofern weder der Bischof

^ die V Orte die Sache anregen würden, die drei interessirten Orte es thun und darauf dringen sollen,

^r Bischof mit seiner ungebührlichen und bisher ungebräuchlichen Zumuthnng abgewiesen und aufgefordert

nunmehr einen dem früher» gleichförmigen Pfandbrief den Tschudi zuzustellen. Sollte aber wider
"erde
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Erwarten nichts zu erhalten sein, so wird man sich dann über die weitern Schritte und ob man den Tschudi

den von Zürich begehrten Arrest auf die bischöflichen Einkünfte erlauben wolle, vereinbaren können. Absch>

655. 4. — 190. (1608). Der Bischof macht vor den katholischen Orten neuerdings Anregung in Betreff der

Pfandschaft Schwarz-Wasserstelzen. (S. Thurgan, Art. 385). Absch. 672. k. — 191. (1609). Zürich ersucht

die katholischen Orte um Verwendung beim Bischof, daß er den Junkern Tschudi zu Schwarz-Wasserstelzen

gemäß des zu Schwyz gethanen Versprechens den Lehenbrief in alter Form zustelle. Absch. 697. ee. — 192.

(1617). Obwohl man gehofft hat, den langwierigen Span zwischen Junker Jost Tschudi von Glarns, als

Pfandinhaber des Schlosses Schwarz-Wasserstelzen, und dem alt-Landschreiber im Thurgan Namens seiner

Tochter Anna, Wittwe des Junkers Gabriel Tschudi, gütlich vereinbaren zu können, so hat doch der erstere sich

jezt nicht einlassen wollen, sondern einen Rechtsspruch begehrt. Da nun aber wegen Abreise der bernische»

Gesandten die Session nicht mehr vollzählig ist, will er den Rechtsspruch nicht ergehen lassen und beruft sich

auf gemeine die Grafschaft Baden regierenden Orte. Daher wird der Handel wieder acl instruvndum

nommen und daneben erkannt, daß Gabriels Antheil an dein wasserstelzischen Einkommen seiner Wittwe bis

zum Anstrag der Sache verabfolgt werden solle. Der zwischen den Parteien verfaßte gütliche Spruch wird

dem Landschreiber zugestellt mit der Weisung, bis zur nächsten Tagleistnng denselben Niemanden zu eröffne»

oder hinaus zu geben. Absch. 957. m.

b. Zurzach.
(S. auch Zurzacher Markt).

Art. 193. (1604). Anwälte der Evangelischen zu Zurzach bitten um die Erlaubniß, einen eigenen Ta»si

stein aufrichten zu dürfen, wie im Thurgan auch geschehen, indem der bisherige durch böswillige Leute häusig

verunreiniget werde. Der Propst aber bittet im Namen der Stift, sie bei den alten Bräuchen verbleiben Z»

lassen, da vielerlei Volk nach Zurzach komme und üble Nachreden daraus erfolgen möchte». Die Gesandte»

der V katholischen Orte verlangen Abweisung und erwidern auf die Verwendung Zürichs, daß sie, wenn nw»

ihnen damals entsprochen hätte, als sie an einigen Orten die Altäre wieder aufzurichten gewünscht haben, je^

auch mit bessern: Bescheid entgegen kommen würden. Absch. 533. 1. — 194. (1604). Zürich erneuert die B>^

wegen des Taufsteins. Die katholischen Orte glauben, es genüge, einen Schrank in die Kirche stellen zu lasse»'

wo die Evangelischen ihr Taufbeken aufbewahren können, indem es unnöthig sei, zwei Taufsteine in ei»^

Kirche zu haben. Eine nach Zurzach zu nähern, Untersuch geschikte Abordnung berichtet, daß beide Religio»^

Parteien daselbst den Entscheid den regierenden Orten überlassen, indem sie mit beiden Vorschlägen znfriede»

seien. Die Gesandten der katholischen Orte wiederholen ihre Instruction und nehmen die Sache in den ^

schied; jene von Zürich bemerken, sie sehen wohl, wie man Zürich respectire und was man ihm für Gefa^

erzeige; sie nehmen daher den Gegenstand auch in den Abschied und werden solches ihrer Obrigkeit rülM»'

Absch. 539. g. — 195. (1604). Auf das erneuerte Gesuch Zürichs erwidern die katholischen Orte, daß sie ^

ihrem frühern Votum verbleiben, die Sache aber in den Abschied nehmen wollen. Absch. 544. in. — 1'^

(1605). Die VII katholischen Orte beschließen eine Abordnung nach Zürich in der Zurzacher Taufsteina»^

legenheit. (S. Absch. 561. a. u. Note). — 197. (1605). Da Zürich auf den Vortrag der bei ihm gewese»^

Gesandten der V Orte in einer freundlichen Zuschrift baldige Antwort verspricht, so wird für das Beste e>

achtet, diese Antwort vorerst abzuwarten nnd zu Baden die Gesandten Zürichs an dieselbe zu erinnern. Äl's^

564. g.. _ 198. (1605) Verhandlung der katholischen Orte nach Eingang der Antwort Zürichs in Be0'^
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Tanfsteiirs zu Zurzach. (S. Absch. 580. a.)> — 199. (1010). Die katholischen Orte besprechen sich mit
bischöflich-constanzischenVogt Zweycr bezüglich der durch den Prädicanten zu Znrzach errichteten Schule,

damit der Bischof bei den Geistlichen daselbst das Nöthige anordne, sowie auch die weltliche Obrigkeit ihrerseits
"'cht ermangeln werde, dem Abbruch des katholischen Glanbens vorzubeugen. Absch. 724. b.

16. Verschiedenes (Fensterschenkungen:c.).
Art. 200. (1587). Das Gesuch Klingnans au die XIII Orte um Fenster mit den Ehrenwappen in ihr

"verbautes Rathhaus wird in den Abschied genommen.Absch. 19. i. — 201. (1588). Hans Zimmermann,
Mannt Trost, llutervogt zu Rohrdorf, bittet um llnterstüzung wegen des erlittenen Feuer- und Hagelschadens.
^>adAbschied genommen.Absch. 03. u. — 202. (1588). Jedes Ort soll denen von Klingnau drei
^wncn an die Fenster ihres nenerbautenNathhanses verabfolgen. Ibid. km. — 203. (1589). Appenzell wird
k-i»cht, wie die andern Orte denen zu Klingnau an die Fenster ihres neuen Nathhanses 3 Kronen zu verehren,
^chch. 101. rr. — 204. (1590). Das Gesuch des Peter Suter, Löwenwirth zu Baden, um Fenster mit der
^rte Ehrenwappenwird ml instruomlum genommen.Absch. 307. m. — 205. (1598). Die Bitte der
Brandbeschädigtcn von Altstatten, das in den hohen Gerichten der Grafschaft Baden liegt, um Unterstnznng
"^d in den Abschied genommen. Absch. 348. I. — 206. (1598). Dem Wirth zum Löwen in Baden wird das
Kehrte Fenster von allen Orten, mit Ausnahme Freiburgs und Solothurns, bewilligt und bezahlt. Absch.

t. — 207. (159g). Ein Gesuch des Abts Peter von Wettingen um Fenster mit der Orte Ehrenwappen
die neu erbaute Conventstnbe und „Näffenthalsammt einem Dorment" wird in den Abschied genommen,

^bsch. 381. K. — 208. (1011). Die Bitte des Obervogts Andreas Zweyer zu Kaiserstuhl um Fenster und
"ppen in die mit großen Kosten erweiterte Kirche wird mi instruanänm genommen. Absch. 705. A. — 209.

^l>l!>). Das erneuerte Gesuch des Dietrich Falk, Wirth im hintern Hof zu Baden, um Bezahlung der ihm
^13 versprochenen Ehrenwappen und Fenster in sein neues Hans wird wegen Mangel an Instruction wieder

den Abschied genommen. Absch. 893. Ick.
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